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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

Art. 1

Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haushalts-
plan des Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre
2005 und 2006 wird in Einnahmen und Ausgaben auf

34 646 664 400 € für das Haushaltsjahr 2005 und

35 099 089 700 € für das Haushaltsjahr 2006

festgestellt.

Art. 2

Kreditermächtigungen

(1) Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben für
Investitionen folgende Kredite am Kreditmarkt auf-
zunehmen:

1. im Haushaltsjahr 2005 bis zur Höhe von
1 337 700 000 €,

2. im Haushaltsjahr 2006 bis zur Höhe von Null €,

3. die in den vorausgegangenen Haushaltsjahren ge-
nehmigten Kreditmittel, soweit sie bis zum Ablauf
des Haushaltsjahres  2004 nicht aufgenommen wur-
den und zur Deckung noch benötigt werden.

(2) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, zweckgebundene Darlehen aus Mitteln des
Bundes, die zur Förderung des Wohnungsbaus und
des Städtebaus gewährt werden, bis zu folgender
Höhe aufzunehmen:

1. im Haushaltsjahr 2005 bis zur Höhe von 9 057 000 €,

2. im Haushaltsjahr 2006 bis zur Höhe von 7 150 000 €.

2Diese Ermächtigung erhöht oder vermindert sich
insoweit, als die zur Verfügung gestellten zweckge-
bundenen Darlehen die im Haushalt veranschlagten
Beträge überschreiten oder hinter ihnen zurückblei-
ben.

(3) 1Die Kreditermächtigung des Abs. 1 erhöht sich
um die Beträge, die im betreffenden Haushaltsjahr
zur Tilgung von Krediten am Kreditmarkt sowie zur
Kursstützung von Staatsanleihen erforderlich sind;
sie erhöht sich ferner um die Beträge, die zur
Umfinanzierung von Krediten auf Grund längerer
Laufzeiten oder sonstiger günstigerer Bedingungen
notwendig werden. 2Das Staatsministerium der
Finanzen darf im Rahmen von Kreditfinanzierungen
ergänzende Vereinbarungen treffen, die der Steue-
rung von Zinsänderungsrisiken sowie der Erzielung
günstiger Konditionen bei neuen Krediten und beste-
henden Schulden dienen.

(4) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, ab November eines Haushaltsjahres im
Vorgriff auf die Kreditermächtigung des nächsten
Haushaltsjahres Kredite bis zur Höhe von zwei v. H.
des in Art. 1 für das laufende Jahr festgestellten
Betrags aufzunehmen. 2Die danach aufgenommenen
Kredite sind auf die Kreditermächtigung des nächs-
ten Haushaltsjahres anzurechnen.

(5) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, zur vorübergehenden Verstärkung der
Betriebsmittel des Staates Kassenverstärkungs-
kredite bis zur Höhe von acht v. H. des festgestellten
Haushaltsvolumens aufzunehmen. 2Über diesen
Betrag hinaus kann das Staatsministerium der
Finanzen weitere Kassenverstärkungskredite auf-
nehmen, soweit es von der Kreditermächtigung nach
Abs. 1 keinen Gebrauch macht.

Art. 3

Konjunkturpolitisch bedingte Maßnahmen

(1) Die Staatsregierung kann bei einer allgemeinen
Abschwächung der Wirtschaftstätigkeit gemäß § 6
Abs. 2 in Verbindung mit § 14 des Gesetzes zur
Förderung der Stabilität und des Wachstums der
Wirtschaft zusätzliche Ausgaben beschließen, wenn
und soweit hierfür zusätzliche Finanzhilfen des
Bundes gemäß Art. 104a Abs. 4 des Grundgesetzes
zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftli-
chen Gleichgewichts zur Verfügung stehen.

(2) Soweit die in Abs.1 genannten Mittel zur
Leistung von zusätzlichen Ausgaben gemäß § 6 Abs. 2
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des
Wachstums der Wirtschaft nicht ausreichen, wird das
Staatsministerium der Finanzen ermächtigt, über die
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in Art. 2 erteilten Kreditermächtigungen hinaus
Kredite bis zur Höhe von 100 000 000 € aufzuneh-
men.

(3) 1Im Fall einer die volkswirtschaftliche
Leistungsfähigkeit übersteigenden Nachfrageaus-
weitung kann die Staatsregierung das Staatsminis-
terium der Finanzen ermächtigen, die Verfügung
über bestimmte Ausgabemittel, den Beginn von Bau-
maßnahmen und das Eingehen von Verpflichtungen
zu Lasten künftiger Haushaltsjahre von seiner
Einwilligung abhängig zu machen. 2Das Staatsminis-
terium der Finanzen hat die dadurch nach Ablauf
eines Haushaltsjahres frei gewordenen Mittel, soweit
sie nicht zur Verminderung des Kreditbedarfs ver-
wendet werden können, einer Ausgleichsrücklage
zuzuführen.

Art. 4

Haushaltswirtschaftliche Sperren

(1) Die Staatsregierung kann das Staatsminis-
terium der Finanzen, unbeschadet seiner Befugnisse
gemäß Art. 41 BayHO, ermächtigen, im Benehmen
mit dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen des Landtags zur Erwirtschaftung der bei
Kapitel 13 03 Titel 972 01 veranschlagten Minder-
ausgabe die Ausgabemittel im erforderlichen Umfang
zu kürzen oder zu sperren.

(2) Nach Abs. 1 und nach Art. 41 BayHO gesperrte
Beträge sind in der Haushaltsrechnung als Minder-
ausgabe nachzuweisen.

(3) Daneben sind aus Bundesmitteln finanzierte
Ausgaben zu sperren, soweit auf Grund von Etatent-
scheidungen des Bundes absehbar ist, dass gegenüber
den Ansätzen im Haushaltsplan geringere Bundes-
mittel eingehen werden.

Art. 5

(entfallen)

Art. 6

Bewirtschaftung der Personalausgaben,
Stellenbesetzung

(1) 1Bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben
sind die Verwaltungen an die Stellenpläne für plan-
mäßige Beamte und Richter (Titel 422 01 bis 422 06),
Beamte auf Zeit, Beamte zur Anstellung und Richter
auf Probe (Titel 422 11 bis 422 15), Beamte auf
Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis
422 25), abgeordnete Beamte und Richter (Titel
422 31 bis 422 35) und Angestellte (Titel 425 01 bis
425 06) sowie an die Stellenpläne für Arbeiter, soweit
sie bei Titel 426 20 bis 426 25 veranschlagt sind,
gebunden; mit Zustimmung des Staatsministeriums
der Finanzen erstreckt sich die Bindung auch auf die
Titel 425 07 (Vergütungen der Angestellten [Stellen-
besetzung gemäß Nr. 3.14 DBestHG]) und 426 27
(Löhne der Arbeiter [Stellenbesetzung gemäß 
Nr. 3.14 DBestHG]). 2Bei der Bewirtschaftung der
Stellenpläne und der Personalausgaben sind die
Nrn. 2 und 3 der Durchführungsbestimmungen ver-
bindlich zu beachten.

(2) 1Die im Haushaltsplan 2005 neu ausgebrachten
Stellen für Beamte, Richter, Angestellte und Arbeiter
dürfen nicht vor dem 1. Oktober 2005 und die im
Haushaltsplan 2006 neu ausgebrachten Stellen nicht
vor dem 1. Oktober 2006 besetzt werden; das Staats-
ministerium der Finanzen kann in besonderen Ein-
zelfällen Ausnahmen zulassen. 2Frei werdende Stel-
len für Beamte, Richter, Angestellte und Arbeiter
dürfen frühestens nach Ablauf von zwölf Monaten
vom Tag des Freiwerdens an besetzt werden; dies gilt
auch für Stellen in Titelgruppen und für Verwal-
tungsarbeiter, die nicht der Stellenbindung unterlie-
gen; für institutionell geförderte Zuwendungsemp-
fänger gelten die Stellenwiederbesetzungssperren
sinngemäß. 3Satz 2 gilt nicht bei einer Neueinstellung
eines Schwerbehinderten. 4Die zuständige oberste
Dienstbehörde kann im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen in besonderen Fällen
Ausnahmen von Satz 2 zulassen. 5Art. 49 Abs. 2 Satz 2
BayHO (Art. 4 Sätze 1 und 2 BayBesG) wird nicht
angewendet. 6Abweichend von Art. 50 Abs. 1 Satz 2
BayHO können in den Haushaltsjahren 2005 und
2006 kw-Vermerke, die im Rahmen der Neuglie-
derung der Geschäftsbereiche oder der Verwaltungs-
reform auszubringen sind, mit einer zeitlichen Ein-
schränkung versehen werden.

(3) Wird einem Bediensteten Elternzeit gewährt,
kann zur Überbrückung eines unabweisbaren Aus-
hilfsbedarfs das ganz oder teilweise freie Stellen-
gehalt der betreffenden Stelle für die Beschäftigung
von Aushilfskräften verwendet werden.

(4) 1In den Kapiteln 15 07, 15 09, 15 10, 15 12,
15 14, 15 15, 15 17, 15 19, 15 21, 15 23, 15 24, 15 26,
15 27 sowie in den Kapiteln 15 32 bis 15 48 ausge-
brachte Stellen können, soweit sie frei sind oder frei
werden, im Benehmen mit der jeweiligen Hochschule
nach Kap. 15 28 bzw. 15 49 umgesetzt und vom
Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kunst den vorgenannten Kapiteln zur Abdeckung
eines unabweisbaren Personalbedarfs zugewiesen
werden. 2Im Bereich der Stellen für Arbeitnehmer
können von den Hochschulen bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen des Satzes 1 innerhalb ihres jeweiligen
Kapitels die Wertigkeiten der Stellen neu festgesetzt
werden; in den übrigen Fällen können die Wertig-
keiten mit Zustimmung des Staatsministeriums der
Finanzen neu festgelegt werden. 3Aus den abwei-
chend vom Stellenplan neu festgesetzten Wertigkei-
ten dürfen sich keine höheren Personalkosten erge-
ben, als es dem Gegenwert der umzusetzenden Stel-
len entspricht.

(5) Die Anwendung der neuen Arbeitszeitmodelle
der Art. 80 Abs. 3 und 4, Art. 80a Abs. 4 BayBG und
Art. 8a Abs. 4 BayRiG sowie entsprechender Tarif-
vertragsregelungen im Arbeitnehmerbereich bedarf
der Zustimmung des Staatsministeriums der
Finanzen.

(6) 1Im Rahmen des Hochschul- und Wissen-
schaftsprogramms (HWP) und zur Errichtung von
Studiengängen an Hochschulen und Forschungsein-
richtungen im Bereich des Staatsministeriums für
Wissenschaft, Forschung und Kunst im Rahmen der
High-Tech-Offensive und des Bayerischen Genom-
forschungsnetzwerks wird das Staatsministerium der
Finanzen zur Schaffung von Planstellen, Stellen für
Angestellte und Stellen für Arbeiter ermächtigt. 2Die
im Rahmen der High-Tech-Offensive und des Bay-



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/200548

erischen Genomforschungsnetzwerks neu geschaffe-
nen Stellen erhalten den Vermerk „kw mit Auslaufen
der Finanzierung aus diesen Programmen“.

(7) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird zur
Schaffung von Planstellen, Stellen für Angestellte
und Stellen für Arbeiter aus Zuwendungen Dritter
ermächtigt. 2Diese Stellen dürfen nur so lange in An-
spruch genommen werden, als die Personalauf-
wendungen (im Fall von Planstellen grundsätzlich
mit Versorgungszuschlag) von dritter Seite erstattet
werden und die Anschlussfinanzierung gesichert ist.
3Auf diesen Stellen geführtes Lehrpersonal hat
grundsätzlich die volle Lehrverpflichtung zu erbrin-
gen.

(8) Das Staatsministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, zur Errichtung des Elitenetzwerks Bayern
rd. 313 Stellen im Wert von bis zu 10,85 Mio. € (auf
der Basis der durchschnittlichen Stellengehälter des
Jahres 2004 der Beamten) aus den Einzelplänen 02
bis 10, 12 und 15 nach Kap. 15 06 umzusetzen und
kostenneutral in rd. 223 Stellen der BesGr A 2 bis
C 3 bzw. Stellen der neuen Besoldungsordnung „W“
umzuwandeln.

(9) Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, für die Landesversicherungsanstalten
(Kap. 10 41) Planstellen und andere Stellen für die
Übernahme von Bediensteten der bundesunmittelba-
ren Versicherungsträger, die auf Grund der Organi-
sationsreform in der gesetzlichen Rentenversicherung
zu den Landesversicherungsanstalten wechseln,
kostenneutral zu schaffen.

(10) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, für die Errichtung der zentralen IuK-Leit-
stelle im Rahmen der Neustrukturierung der
Rechenzentren und IT-Betriebszentren in das Kapi-
tel 03 01 neun Stellen mit der Wertigkeit gehobener
oder höherer Dienst aus der Staatskanzlei und den
Staatsministerien oder deren nachgeordneten Berei-
che umzusetzen und gegebenenfalls kostenneutral
umzuwandeln. 2Soweit Stellen aus den nachgeordne-
ten Bereichen umgesetzt werden, wird das Staats-
ministerium der Finanzen ermächtigt, dies spätestens
zum 30. Juni 2007 durch eine Umsetzung aus dem
Kapitel des jeweiligen Staatsministeriums in dessen
nachgeordneten Bereich auszugleichen.

(11) Der Besoldungsdurchschnitt gemäß § 2 des
Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtlicher und
anderer Vorschriften vom 7. Dezember 2004 (GVBl
S. 491, BayRS 2032–1–1–F) und Art. 26 Abs. 2
BayBesG darf bis zum 31. Dezember 2008 im Vollzug
bis zu zwei v. H. gegen kassenmäßigen Ausgleich im
laufenden Haushaltsjahr überschritten werden.

Art. 6a

Sperre frei werdender Stellen bis 1997

(entfallen)

Art. 6b

Sperre frei werdender Stellen ab 2005

(1) 1In den Jahren 2005 bis 2019 sind 9 000 frei

werdende Stellen für Beamte, Richter, Angestellte
und Arbeiter zu sperren (einschließlich der Stellen
bei Titel 426 01 und der Stellen bei Titelgruppen der
Einzelpläne 03B und 12), und zwar je 750 Stellen in
den Jahren 2005 bis 2008, je 600 Stellen in den Jahren
2009 bis 2013 und je 500 Stellen in den Jahren 2014
bis 2019. 2Die Jahresraten können unbegrenzt über-
schritten, jedoch jeweils nur um bis zu 75 Stellen
unterschritten werden. 3Die Gesamtunterschreitung
darf zu keinem Zeitpunkt mehr als 450 Stellen betra-
gen. 4Sie muss spätestens im Jahr 2019 ausgeglichen
werden. 5In die Sperre nicht einbezogen werden
Stellen für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs-
dienst und Auszubildende, Stellen der Landesver-
sicherungsanstalten sowie Leerstellen, Stellen für
abgeordnete Beamte und Ersatzstellen.

(2) Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen des Landtags verteilt die Sperre nach Vorlage
eines Berichts der Staatsregierung auf die Einzel-
pläne; der Bericht ist für jedes Jahr gesondert bis
spätestens 1. April vorzulegen.

(3) Werden bei einer Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung durch einen externen Berater im Abschluss-
bericht Möglichkeiten für einen Stellenabbau aufge-
zeigt, darf in den untersuchten Bereichen bis zu einer
Entscheidung der Staatsregierung über die Um-
setzung der Untersuchungsergebnisse nur jede dritte
frei werdende Stelle wiederbesetzt werden.

(4) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, nähere Bestimmungen zum Vollzug der Stel-
lensperre zu erlassen. 2Hierbei sind Festlegungen über
die Einhaltung der Stellenobergrenzen zu treffen.

(5) Die nach den Abs. 1 und 2 gesperrten Stellen
sind in den nachfolgenden Haushaltsplänen einzuzie-
hen.

Art. 6c

Beschäftigung Schwerbehinderter

(1) 1In den Jahren 2005 und 2006 sind jeweils 150
freie und frei werdende Stellen gesperrt und der
Einstellung zusätzlicher Schwerbehinderter vorbe-
halten, wobei eine Übererfüllung der Quote des Vor-
jahres auf die Quote des Jahres 2005 bzw. des Jahres
2006 angerechnet werden kann. 2Die Stellensperre
verteilt sich auf die Ressorts im Verhältnis ihres
Anteils an den nach dem Teil 2 des SGB IX maßgeb-
lichen Arbeitsplätzen des Freistaates Bayern. 3Als
Stellen im Sinn des Satzes 1 gelten alle Arbeitsplätze
im Sinn des Teils 2 des SGB IX.

(2) 1Können nach Abs. 1 gesperrte Stellen nicht
mit neu eingestellten Schwerbehinderten besetzt
werden, so werden in entsprechendem Umfang
Stellen, für die gemäß Art. 6 Abs. 1 Stellenbindung
besteht, nach Kap. 13 03 Tit. 422 05 umgesetzt. 2Sie
sind grundsätzlich entsprechend dem Stellenbestand
des jeweiligen Ressorts auf die Laufbahngruppen zu
verteilen. 3Das Staatsministerium der Finanzen weist
die Stellen auf Antrag anderen Verwaltungen für die
Neueinstellung Schwerbehinderter zu. 4Es kann
dabei die Amtsbezeichnungen und Wertigkeiten bei
unveränderter Stellenzahl kostenneutral ändern.
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(3) 1Die Einzelheiten regelt das Staatsministerium
der Finanzen im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen. 2Art. 6b bleibt unberührt.

Art. 6d

Ersatzstellen bei Altersteilzeit,
begrenzter Dienstfähigkeit und bei

Arbeitszeitmodellen

(1) Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, Stellen auszubringen, wenn Beamten die
Arbeitszeit entsprechend Art. 56a und 59 Abs. 4
BayBG (begrenzte Dienstfähigkeit) herabgesetzt wird
oder Teilzeitbeschäftigung nach Art. 80d Abs. 1 bis 4
BayBG (Altersteilzeit) bewilligt worden ist und
jeweils ein Bedarf besteht, die durch die Herab-
setzung der Arbeitszeit bzw. durch die Gewährung
von Altersteilzeitbeschäftigung entstehenden perso-
nellen Kapazitätsverluste zu ersetzen (Ersatzstellen).

(2) 1Als Ausgleich für einen begrenzt dienstfähigen
Beamten kann für die Dauer der begrenzten Dienst-
fähigkeit eine Ersatzstelle in der gleichen Wertigkeit
ausgebracht werden. 2Die Ersatzstelle fällt mit dem
Ende der begrenzten Dienstfähigkeit weg. 3Die Aus-
bringung der Ersatzstelle ist auf den dem Gehalts-
bruchteil entsprechenden Stellenbruchteil beschränkt,
der sich aus der Differenz der Dienstbezüge gemäß
§ 6 Abs. 1 BBesG und den nach § 72a Abs.1 Satz 2
BBesG zu zahlenden Bezügen ergibt. 4Ändert sich der
Umfang der begrenzten Dienstfähigkeit, ändert sich
der Stellenbruchteil entsprechend. 5Wird der Beamte
während der begrenzten Dienstfähigkeit befördert,
ändert sich die Wertigkeit des Stellenbruchteils ent-
sprechend.

(3) 1Als Ausgleich für einen Beamten in Altersteil-
zeit kann in den Fällen des Art. 80d Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
BayBG (Teilzeitmodell) mit Beginn der Altersteilzeit-
beschäftigung, in den Fällen des Art. 80d Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 BayBG (Blockmodell) mit Beginn der Freistel-
lungsphase jeweils bis zum Ende der Altersteil-
zeitbeschäftigung eine Ersatzstelle im Eingangsamt
der jeweiligen Laufbahn ausgebracht werden. 2In
Laufbahnen, in denen der Vorbereitungsdienst nicht
allgemeine Ausbildungsstätte im Sinn des Art. 12
Abs. 1 Grundgesetz ist, muss, soweit möglich, die
Ersatzstelle zunächst während der regelmäßigen
Dauer des Vorbereitungsdienstes von einem Beamten
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst besetzt werden.
3Die Ersatzstelle fällt mit Ablauf der Altersteilzeit-
beschäftigung weg. 4Die Ausbringung der Ersatz-
stelle ist im Fall des Blockmodells auf den durch-
schnittlichen Stellenbruchteil, im Fall des Teilzeit-
modells auf die Hälfte des durchschnittlichen
Stellenbruchteils beschränkt. 5Der durchschnittliche
Stellenbruchteil entspricht dem durchschnittlichen
Gehaltsbruchteil der letzten fünf Jahre vor Beginn
der Altersteilzeitbeschäftigung. 6Weicht auf Grund
von Rundungen die der Gewährung von Altersteilzeit
tatsächlich zu Grunde gelegte hälftige durchschnitt-
lich geleistete Arbeitszeit in den letzten fünf Jahren
vor Beginn der Altersteilzeit von der rechnerischen
hälftigen durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit im
Sinn des Art. 80d Abs. 1 Satz 1 BayBG ab, ist der
durchschnittliche Stellenbruchteil entsprechend zu
korrigieren.

(4) 1Der Unterschied zwischen dem durch den
Beamten in Altersteilzeit ohnehin belegten Stellen-
anteil und dem durchschnittlichen Stellenbruchteil
im Sinn des Abs. 3 Satz 5 ist bis zum Wegfall der
Ersatzstelle gesperrt. 2Im Anschluss daran kann der
durchschnittliche Stellenbruchteil nach Ablauf der
Wiederbesetzungssperre (Art. 6 Abs. 2) wieder besetzt
werden.

(5) Für Lehrer an öffentlichen Schulen ist für jeden
Altersteilzeitfall, bei dem eine Ersatzstelle ausge-
bracht wird, ein Bruchteil von 1/18 einer Planstelle in
der entsprechenden Laufbahngruppe zu sperren,
wenn der Beginn der Altersteilzeitbeschäftigung vor
dem 1. Januar 2004 liegt; beginnt die Altersteilzeit-
beschäftigung nach dem 31. Dezember 2003 beträgt
die Sperre 1/12.

(6) 1Abs. 1 bis 4 gelten für die Altersdienster-
mäßigung bei Richtern (Art. 8c BayRiG) und für die
begrenzte Dienstfähigkeit bei Richtern (Art. 78a
BayRiG) entsprechend. 2Der durchschnittliche Stel-
lenbruchteil im Sinn des Abs. 3 Satz 5 ist in den
Fällen des Art. 8c Abs. 2 Nr. 1 BayRiG (Teilzeit-
modell) und in den Fällen des Art. 8c Abs. 2 Nr. 2
BayRiG (Blockmodell) in jedem Fall 1,0. 3In den
Fällen des Art. 8c Abs. 3 Satz 1 BayRiG (modifizier-
tes Blockmodell) entspricht der durchschnittliche
Stellenbruchteil dem durchschnittlichen Gehalts-
bruchteil der letzten fünf Jahre vor Beginn der
Altersdienstermäßigung, höchstens jedoch dem durch-
schnittlichen Gehaltsbruchteil der letzten zwei Jahre
vor Beginn der Altersdienstermäßigung. 4Die Aus-
bringung der Ersatzstelle ist in den Fällen des modi-
fizierten Blockmodells zeitlich auf die Freistellungs-
phase und im Umfang auf den durchschnittlichen
Stellenbruchteil beschränkt. 5Ist in den Fällen des
modifizierten Blockmodells die Differenz aus dem
fiktiven Stellenbruchteil, der dem während der Arbeits-
phase durchschnittlich geleisteten tatsächlichen
Dienst-Anteil entspricht, und dem durchschnitt-
lichen Stellenbruchteil größer als Null, ist diese
Differenz vorrangig während der Arbeitsphase wert-
mäßig zu sperren.

(7) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, bei Arbeitszeitmodellen mit einer länger-
fristigen ungleichmäßigen Verteilung der regelmäßi-
gen Arbeitszeit, die zu einer zeitweisen völligen
Freistellung von der Arbeitsleistung (Freistellungs-
phase) führen, für die Dauer der Freistellungsphase
eine Ersatzstelle auszubringen. 2Die Ersatzstelle wird
in der Wertigkeit des Bediensteten ausgebracht, der
das Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt. 3Der
Umfang der Ersatzstelle ist auf den Stellenbruchteil
begrenzt, der dem während des Arbeitszeitmodells
außerhalb der Freistellungsphase durchschnittlich
geleisteten tatsächlichen Arbeitszeitanteil entspricht.
4Die Ersatzstelle kann nur mit einem bis zur Been-
digung der Freistellung zeitlich befristet beschäftig-
ten Bediensteten besetzt werden. 5Auf einer für einen
Beamten oder Richter ausgebrachten Ersatzstelle
kann statt dessen ein Beamter oder Richter im
Eingangsamt der jeweiligen Laufbahn beschäftigt
werden, sofern nach dem Wegfall der Ersatzstelle
eine sofortige Übernahme dieses Beamten auf ander-
weitig frei werdenden, besetzbaren Planstellen gesi-
chert ist. 6Zum Ausgleich für die Ersatzstelle ist die
Stelle des Bediensteten, der das Arbeitszeitmodell in
Anspruch nimmt, während der Gesamtdauer des
Arbeitszeitmodells in Höhe des Unterschieds zwi-



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/200550

schen dem durch den Bediensteten ohnehin belegten
Stellenanteil und dem Stellenanteil, der dem außer-
halb der Freistellungsphase durchschnittlich geleis-
teten tatsächlichen Arbeitszeitanteil entspricht, zu
sperren.

(8) 1Über den weiteren Verbleib der nach den
Abs. 1 bis 7 ausgebrachten Stellen ist im nächsten
Haushaltsplan zu bestimmen. 2Das Staatsminis-
terium der Finanzen wird ermächtigt, in besonderen
Fällen Ausnahmen zuzulassen sowie nähere Bestim-
mungen zum Vollzug zu erlassen.

Art. 6e

Sperre frei werdender Stellen im Rahmen
der Verlängerung der Arbeitszeit

und der Unterrichtspflichtzeit

(1) 1Im Rahmen der Verlängerung der Arbeitszeit
der Beamten, der entsprechenden Umsetzung auf das
richterliche Personal und der Erhöhung der
Unterrichtspflichtzeit der Lehrer sind insgesamt
4 730 frei werdende Stellen für planmäßige Beamte,
Richter und andere Stellen für Beamte zu sperren
(6e-Sperre). 2In die 6e-Sperre können vergleichbare
Stellen für Arbeitnehmer einbezogen werden. 3In die
6e-Sperre nicht einbezogen werden Stellen der
Landesversicherungsanstalten, der staatlichen Hoch-
schulen, der staatlichen Kliniken und Krankenhäuser
sowie Leerstellen, Stellen für abgeordnete Beamte
und Ersatzstellen. 4In die 6e-Sperre sollen die Stellen
für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst
nicht einbezogen werden.

(2) 1Die 6e-Sperre verteilt sich wie folgt auf die
Einzelpläne (Sperrekontingente), wobei bei Stellen-
umsetzungen zwischen den Einzelplänen entspre-
chende anteilige Sperrekontingente auf die aufneh-
mende Verwaltung übergehen können:

Einzelplan Sperrekontingente

02 5  

03A 1 173

03B 65

04 409

05 2 105

06 640

07 12

08 96

09 54

10 61

12 86

15 24  

Summe 4 730  

2Das Staatsministerium der Finanzen wird ermäch-
tigt, an Hand der derzeitigen Stellenstruktur die
Sperrekontingente in monetäre oder vergleichbare
Einheiten umzurechnen und entsprechend dieser
Einheiten die 6e-Sperre zu vollziehen. 3Die 6e-Sperre
sowie die Sperrekontingente können daher von den in
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 genannten absoluten Zahlen
abweichen.

(3) Die nach den Abs. 1 und 2 gesperrten Planstel-
len sind in den nachfolgenden Haushaltsplänen ein-
zuziehen.

(4) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, nähere Bestimmungen zum Vollzug der
6e-Sperre und Sperrekontingente zu erlassen. 2Art. 6b
und 6c bleiben unberührt.

Art. 7

Übertragung von Ausgaben

(1) Ausgabereste und Haushaltsvorgriffe können
mit Einwilligung des Staatsministeriums der
Finanzen auf für gleiche Zwecke, aber mit anderer
Bezeichnung und Titelnummer, im Haushaltsplan
vorgesehene Titel übertragen werden.

(2) Das Staatsministerium der Finanzen kann
unbeschadet der Regelung in Art. 45 Abs. 3 BayHO
unverbrauchte Mittel aus übertragbaren Ausgabe-
bewilligungen der Haushaltspläne 2005 und 2006
einziehen, soweit dies zur Vermeidung oder
Verminderung eines Fehlbetrags erforderlich ist.

(3) Abs. 2 gilt nicht für übertragbare Ausgabebe-
willigungen, soweit bei diesen Ansätzen zweckge-
bundene Einnahmen (Art. 8 Nr. 1 BayHO) ihrem
Verwendungszweck noch nicht zugeführt wurden.

Art. 8

Sonstige Ermächtigungen und Regelungen

(1) Die in Art. 4 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes
1971/1972, Art. 8 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes
1977/1978, Art. 8 Abs. 2, 4 und 6 des Haushalts-
gesetzes 1979/1980, Art. 8 Abs. 2 und 4 des Haus-
haltsgesetzes 1981/1982, § 2 des Nachtragshaushalts-
gesetzes 1988,  Art. 8 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes
1993/1994, Art. 8 Abs. 7 des Haushaltsgesetzes
1995/1996, Art. 8 Abs. 5 des Haushaltsgesetzes
1997/1998, Art. 8 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes
1999/2000 in der Fassung des Nachtragshaus-
haltsgesetzes 2000 und Art. 8 Abs. 2 und 5 des
Haushaltsgesetzes 2001/2002 in der Fassung des
2. Nachtragshaushaltsgesetzes 2002 und Art. 8 Abs. 5,
7, 8 und 9 Nrn. 1 und 2 des Haushaltsgesetzes
2003/2004 in der Fassung des Nachtragshaushalts-
gesetzes 2004 getroffenen Regelungen und
Ermächtigungen gelten weiter.

(2) Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, für Vorhaben zur Durchführung von
Energieeinsparmaßnahmen in bestehenden staatli-
chen Gebäuden dem Abschluss von Performance-
Contracting-Verträgen mit einem Gesamtvolumen
von bis zu 5 Mio. € jährlich zuzustimmen, wenn
sämtliche entstehenden Kosten (einschließlich Zins-
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und Tilgungsaufwand) innerhalb einer Vertragslauf-
zeit von maximal zehn Jahren aus den erwarteten
Energieeinsparungen getragen werden können und
die Wirtschaftlichkeit gewährleistet ist.

(3) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen des Landtags, die
aus den Offensiven Zukunft Bayern gebildeten und
im Haushaltsjahr 2006 auslaufenden Kapitalfonds zu
den jeweils aktuellen Kapitalmarktkonditionen um
bis zu 15 Jahre zu verlängern; dabei ist auch eine
Anlage in Form von Nachrangdarlehen möglich. 2Das
Staatsministerium der Finanzen  wird ferner ermäch-
tigt, zur teilweisen Darstellung des staatlichen
Anteils an der vorgesehenen Kapitalerhöhung der
Bayerischen Landesbank von den im Rahmen der
Offensiven Zukunft Bayern bei der Bayerischen Lan-
desbank gebildeten Kapitalstöcken einen Betrag in
Höhe von 185 Mio. € in Eigenkapital der Bayerischen
Landesbank umzuwandeln.

(4) Das Staatsministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, eine selbstschuldnerische Bürgschaft zu-
gunsten der Bayerischen Staatsbad Bad Reichenhall
Kur-GmbH Bad Reichenhall/Bayerisch Gmain ent-
sprechend dem Gesellschaftsanteil des Freistaates
Bayern von 62 v. H. bis zu einer Höhe von 9,5 Mio. €

für die Darlehen des Unternehmens einschließlich
der damit zusammenhängenden Zinsen gegenüber
den Kredit gewährenden Banken bis zur End-
fälligkeit der verbürgten Kredite zu übernehmen.

(5) 1Das Staatsministerium für Wirtschaft, Infra-
struktur, Verkehr und Technologie wird ermächtigt,
mit Zustimmung des Staatsministeriums der
Finanzen eine Patronatserklärung gegenüber dem
Eisenbahnbundesamt des Inhalts abzugeben, dass
der Freistaat Bayern die Hafen Nürnberg-Roth
GmbH entsprechend seinem Gesellschafteranteil von
80 v. H. in die Lage versetzen wird, eventuellen
Rückzahlungsverpflichtungen aus der Gewährung
von zusätzlichen Förder- und Darlehensmitteln
nachkommen zu können. 2Die Absicherung der
Rückzahlungsverpflichtung durch die Patronats-
erklärung ist beschränkt auf die Höhe der dem Ge-
sellschafteranteil entsprechenden Fördersumme von
zusätzlichen 8,116 Mio. € für die Dauer von 20 Jah-
ren und verringert sich entsprechend dem zeitlichen
Ablauf.

(6) Das Staatsministerium der Finanzen  wird er-
mächtigt, zum Bau eines Abschnitts der Flughafen-
tangente Ost im Zuge der Staatsstraße 2580 (vgl.
Kap. 03 76 Tit. 823 34) im Weg einer „Public Private
Partnership“ dem Abschluss von Verträgen des
Freistaates Bayern zuzustimmen, die auch eine ein-
wendungs- und einredefreie Forfaitierung der Raten-
zahlungsforderung vorsehen können.

(7) Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, der Stadibau-Gesellschaft für den
Staatsbedienstetenwohnungsbau in Bayern mbH ein
auf die Dauer von 60 Jahren befristetes unentgeltli-
ches Erbbaurecht an den staatseigenen Grund-
stücken Flst. Nrn. 472/445 zu 0,2242 ha und 472/448
zu 0,0008 ha sowie Teilflächen im Ausmaß von ca.
0,6409 ha aus dem Grundstück Flst. Nr. 472/306,
sämtliche Gemarkung Schwabing einzuräumen und
die für diese Wohnnutzung erforderlichen Dienst-

barkeiten und Reallasten zugunsten der Landes-
hauptstadt München unentgeltlich zu bestellen.

(8) Das Staatsministerium für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz wird ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Staatsministeriums der Finanzen eine
Ausfallbürgschaft zugunsten der GSB – Sondermüll-
Entsorgung Bayern GmbH zur Absicherung einer
Fremdkapitalaufnahme bis zu einer Höhe von höchs-
tens 20 Mio. € zu übernehmen.

(9) Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, alle bisher im Betriebsvermögen des
Staatsbetriebs Bayerische Landeshafenverwaltung
bilanzierten Betriebsgrundstücke in das Betriebs-
vermögen der Bayerische Landeshäfen GmbH & Co.
KG auszugliedern.

(10) Die Staatskanzlei wird ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Staatsministeriums der Finanzen eine
Bürgschaft gegenüber dem Bund zur anteiligen,
nachrangigen Absicherung der Mietgarantie des
Bundes für die „New Town“ in der Stadt Eschenbach
i.d.OPf. für die Jahre 11 bis 20 von ihrer Bezugs-
fertigkeit an in Höhe von bis zu 75 Mio. € (maximal
der Hälfte der Mietgarantiesumme des Bundes) für
den Fall zu übernehmen, als und soweit die
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika in
Folge eines Abzugs ihrer Truppen vom Standort
Grafenwöhr den Bund von dessen Mietgarantie
gegenüber den Eigentümern der Mietobjekte nicht
freistellt.

Art. 9

Grundstockmaßnahmen

1Aus dem Grundstock der allgemeinen Landes-
verwaltung erfolgt im Haushaltsjahr 2006 eine rück-
zahlbare Ablieferung an den Haushalt bis zur Höhe
von 605 300 000 €. 2Die Mittel sind spätestens im
Haushaltsjahr 2012 an den Grundstock der allgemei-
nen Landesverwaltung zurückzuführen.

Art. 10

Änderung des Bayerischen Landesbank-Gesetzes

In Art. 12 Satz 5 des Gesetzes über die Bayerische
Landesbank (Bayerische-Landesbank-Gesetz –
BayLBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. Februar 2003 (GVBl S. 54, ber. S. 316, BayRS 762–
6–F) werden die Jahreszahlen „2002 und 2003“ durch
die Jahreszahlen „2002 bis 2005“ ersetzt.

Art. 11

Durchführungsbestimmungen

1Für die Ausführung des Haushaltsplans und die
Aufstellung der Haushaltsrechnung gelten neben den
allgemeinen haushaltsrechtlichen Vorschriften die
Durchführungsbestimmungen zu diesem Gesetz
(Anlage DBestHG 2005/2006). 2Im Übrigen erlässt
das Staatsministerium der Finanzen die zur Ausfüh-
rung dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen.



Art. 12

In-Kraft-Treten, Geltungsdauer

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2005 in Kraft.

(2) 1Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten,
soweit in Satz 2 nichts anderes bestimmt ist, bis zum
Tag der Verkündung des Haushaltsgesetzes des fol-
genden Haushaltsjahres weiter. 2Art. 9 und 10 gelten
unbefristet.n.

München, den 8. März 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

In Vertretung

Dr. Günther  B e c k s t e i n

Stellvertreter des Ministerpräsidenten
und

Staatsminister des Innern

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/200552
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Anlage

Haushaltsplan des Freistaates Bayern
für die Haushaltsjahre 2005 und 2006

2. Nachtragshaushaltsplan
für das Haushaltsjahr 2002

Gesamtplan

Teil I: Haushaltsübersicht
einschließlich Übersicht über die
Verpflichtungsermächtigungen

Teil II: Finanzierungsübersicht

Teil III: Kreditfinanzierungsplan

Die bis 2004 im Kapitel 13 03 veranschlagten Ausgaben

– für den Bayerischen Innovationspreis (Doppelhaushalt 2003/2004 Titel 681 03 = 204,5 Tsd. €) und

– für Fördermaßnahmen für ausländische Staaten und Regionen  (Doppelhaushalt 2003/2004 Titel 687 03 und
896 03 = 953,6 Tsd. €),

die bereits bisher von der Staatskanzlei bewirtschaftet worden sind, wurden zur Vereinfachung der Bewirtschaf-
tung im Vollzug des Haushalts 2004 in den Epl. 02 umgesetzt.
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Gesamtplan
Gesamtplan

Einnahmen

Betrag Betrag gegenüber
für für 2004

Einzel- B e z e i c h n u n g 2005 2004 mehr (+)
plan weniger (-)

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

1 2 3 4 5

01 Landtag ............................................................................ 239,0 238,0 +              1,0

02 Ministerpräsident und Staatskanzlei .......................... 757,2 1.294,8 - 537,6

03 Staatsministerium des Innern ...................................... 711.096,3 847.782,9 -    136.686,6

04 Staatsministerium der Justiz ........................................ 789.158,8 782.681,4 +       6.477,4

05 Staatsministerium für Unterricht und Kultus ............ 179.814,6 175.892,6 +       3.922,0

06 Staatsministerium der Finanzen .................................. 358.938,8 346.859,9 +     12.078,9

07 Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie................................................ 1.230.619,0 1.206.868,0 +     23.751,0

08 Staatsministerium für Landwirtschaft und Forsten
– Landwirtschaft – .......................................................... 393.984,4 410.693,4 -   16.709,0

09 Staatsministerium für Landwirtschaft und Forsten
– Staatsforstverwaltung – .............................................. 23.501,4 47.703,4 -   24.202,0

10 Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen ........................................................ 535.027,7 299.745,3 + 235.282,4

11 Bayerischer Oberster Rechnungshof ............................ 18,6 18,5 + 0,1

12 Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz .......................................................... 176.840,7 194.960,9 - 18.120,2

13 Allgemeine Finanzverwaltung ...................................... 29.372.885,7         28.853.551,8 + 519.333,9

15 Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kunst ........................................................................ 873.782,2 867.425,8 +       6.356,4

..............................................................................Summe 34.646.664,4 34.035.716,7 +   610.947,7
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Teil I: Haushaltsübersicht 2005

Ausgaben + Überschuss / - Zuschuss

Betrag Betrag gegenüber Betrag Betrag Verpflichtungs-
für für 2004 für für ermächtigungen Ein-

2005 2004 mehr (+) 2005 2004 2005 zel-
weniger (-) plan

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

6 7 8 9 10 11 12

79.538,2 79.545,9 - 7,7 - 79.299,2 - 79.307,9 - 01

65.953,2 65.063,0 + 890,2 - 65.196,0 -      63.768,2 4.227,0 02

4.114.077,4 4.241.672,9 -  127.595,5 -   3.402.981,1 -   3.393.890,0 1.164.841,0 03

1.637.502,7 1.581.582,9 +    55.919,8 -      848.343,9 -      798.901,5 110.211,4 04

8.016.838,2 7.839.644,0 + 177.194,2 - 7.837.023,6 -   7.663.751,4 38.295,0 05

1.608.186,9 1.596.080,3 +    12.106,6 -   1.249.248,1 -   1.249.220,4 33.100,0 06

1.603.245,1 1.567.141,9 +    36.103,2 -      372.626,1 -      360.273,9 1.738.960,0 07

1.039.944,9 1.054.249,2 -    14.304,3 -      645.960,5 -      643.555,8 182.037,0 08

193.301,4 177.094,3 +    16.207,1 -      169.800,0 -      129.390,9 6.550,0 09

2.140.389,4 1.818.626,0 +  321.763,4 -   1.605.361,7 -   1.518.880,7 104.975,0 10

30.227,7 30.468,7 - 241,0 -  30.209,1 -      30.450,2 - 11

796.002,5 808.734,8 -    12.732,3 -      619.161,8 -      613.773,9 81.523,5 12

9.259.435,6 9.375.515,5 -  116.079,9 + 20.113.450,1 + 19.478.036,3 354.040,0 13

4.062.021,2 3.800.297,3 +  261.723,9 -   3.188.239,0 -   2.932.871,5 403.675,0 15

34.646.664,4 34.035.716,7 +  610.947,7 - - 4.222.434,9
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Gesamtplan
Gesamtplan

Einnahmen

Betrag Betrag gegenüber
für für 2005

Einzel- B e z e i c h n u n g 2006 2005 mehr (+)
plan weniger (-)

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

1 2 3 4 5

01 Landtag ............................................................................ 236,0 239,0 -              3,0

02 Ministerpräsident und Staatskanzlei .......................... 757,2 757,2 -

03 Staatsministerium des Innern ...................................... 707.290,1 711.096,3 - 3.806,2

04 Staatsministerium der Justiz ........................................ 803.906,8 789.158,8 +    14.748,0

05 Staatsministerium für Unterricht und Kultus ............ 179.236,1 179.814,6 - 578,5

06 Staatsministerium der Finanzen .................................. 359.950,8 358.938,8 + 1.012,0  

07 Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie................................................ 1.236.661,3 1.230.619,0 +      6.042,3

08 Staatsministerium für Landwirtschaft und Forsten
– Landwirtschaft – .......................................................... 403.453,4 393.984,4 + 9.469,0

09 Staatsministerium für Landwirtschaft und Forsten
– Staatsforstverwaltung – .............................................. 40.634,0 23.501,4 + 17.132,6

10 Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen ........................................................ 534.492,4 535.027,7 - 535,3

11 Bayerischer Oberster Rechnungshof ............................ 18,6 18,6 -

12 Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz .......................................................... 178.519,6 176.840,7 + 1.678,9

13 Allgemeine Finanzverwaltung ...................................... 29.794.607,7        29.372.885,7 + 421.722,0

15 Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kunst ........................................................................ 859.325,7 873.782,2 - 14.456,5

..............................................................................Summe 35.099.089,7 34.646.664,4 +   452.425,3
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Teil I: Haushaltsübersicht 2006

Ausgaben + Überschuss / - Zuschuss

Betrag Betrag gegenüber Betrag Betrag Verpflichtungs-
für für 2005 für für ermächtigungen Ein-

2006 2005 mehr (+) 2006 2005 2006 zel-
weniger (-) plan

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

6 7 8 9 10 11 12

79.161,5 79.538,2 -         376,7 -      78.925,5 -      79.299,2 200,0 01

65.467,9 65.953,2 -         485,3 -      64.710,7 - 65.196,0 4.020,0 02

4.146.181,0 4.114.077,4 +    32.103,6 - 3.438.890,9 - 3.402.981,1 1.053.255,5 03

1.658.425,7 1.637.502,7 +    20.923,0 -    854.518,9 -    848.343,9 94.370,0 04

8.200.407,5 8.016.838,2 + 183.569,3 - 8.021.171,4 - 7.837.023,6 39.890,0 05

1.629.690,0 1.608.186,9 + 21.503,1 - 1.269.739,2 -  1.249.248,1 31.000,0 06

1.609.266,9 1.603.245,1 + 6.021,8 - 372.605,6 -    372.626,1 116.310,0 07

1.059.591,0 1.039.944,9 + 19.646,1 -   656.137,6 -    645.960,5 181.557,0 08

186.069,9  193.301,4  - 7.231,5  -   145.435,9  -    169.800,0  5.700,0 09

2.141.323,9 2.140.389,4 + 934,5 - 1.606.831,5 -  1.605.361,7 106.705,0 10

30.869,7   30.227,7   +        642,0   -      30.851,1   - 30.209,1 - 11

809.863,2 796.002,5 +    13.860,7 -   631.343,6 -    619.161,8 72.354,5 12

9.306.717,1 9.259.435,6 +   47.281,5 +20.487.890,6 +20.113.450,1 336.140,0 13

4.176.054,4 4.062.021,2 +  114.033,2 - 3.316.728,7 -  3.188.239,0 299.286,0 15

35.099.089,7 34.646.664,4 + 452.425,3 - - 2.340.788,0



Gesamtplan

Teil II: Finanzierungsübersicht für die
Haushaltsjahre 2005 und 2006

A. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zuführungen an Rücklagen und Ausgaben zur Deckung
eines Fehlbetrags) .............................................................

2. Einnahmen
(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Ent-
nahmen aus Rücklagen, Einnahmen aus Überschüssen)

3. Finanzierungssaldo (Nr. 1 abzüglich Nr. 2) ......................

B. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt ....................

1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung

1.2.1 für Kreditmarktmittel (einschließlich Marktpflege) .....

1.2.2 für Ausgleichsforderungen ...............................................

1.3 Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt
(Nr. 1.1 abzüglich Nr. 1.2) ..................................................

2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren

2.1 Einnahmen aus Überschüssen .........................................

2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen .......................

3. Rücklagenbewegung

3.1 Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken ...................

3.2 Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke ................

3.3 Saldo (Nr. 3.1 abzüglich Nr. 3.2) ........................................

4. Finanzierungssaldo

(aus 1.3 und 3.3) .................................................................

Teil III: Kreditfinanzierungsplan für die
Haushaltsjahre 2005 und 2006

1. Kredite am Kreditmarkt

1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt ....................

1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung

1.2.1 für Kreditmarktmittel (einschließlich Marktpflege) ......

1.2.2 für Ausgleichsforderungen ..............................................

1.3 Saldo (Nr. 1.1 abzüglich Nr. 1.2) ........................................

2. Kredite im öffentlichen Bereich

2.1 Einnahmen aus zweckbestimmten Krediten von Ge-
bietskörperschaften u. Ä...................................................

2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaf-
ten u. Ä. ..............................................................................

2.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 2.1 abzüglich Nr. 2.2) .............

3. Kreditaufnahmen insgesamt

3.1 Bruttokreditaufnahme (Nr. 1.1 und Nr. 2.1) ....................

3.2 Ausgaben zur Schuldentilgung (Nr. 1.2 und Nr. 2.2) ......

3.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 1.3 und Nr. 2.3) ......................

4. Rückzahlbare Ablieferung des Grundstocks (Art. 9 HG)

Betrag Betrag Betrag
für für für

2005 2006 2004
weg (–)

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

34.506.138,3 +34.993.476,5 33.724.778,3

32.723.550,1 -34.274.801,4 32.508.823,2 

1.782.588,2 + 718.675,1 1.215.955,1 

3.425.950,0 2.641.497,0 2.722.246,0

2.088.250,0 2.641.497,0 1.972.246,0     

– – –

1.337.700,0 – 750.000,0

– – –

– – –

585.414,3 + 824.288,3 776.893,5

140.526,1 + 105.613,2 310.938,4

444.888,2 + 718.675,1 465.955,1

1.782.588,2 + 718.675,1 1.215.955,1

3.425.950,0 2.641.497,0 2.722.246,0

2.088.250,0 2.641.497,0 1.972.246,0     

– – –

1.337.700,0 – 750.000,0

9.057,0 7.150,0 13.128,0

82.890,0 72.900,0 71.000,0

– 73.833,0 –      65.750,0 – 57.872,0

3.435.007,0 2.648.647,0 2.735.374,0

2.171.140,0 2.714.397,0 2.043.246,0

1.263.867,0 –      65.750,0 – 692.128,0

– 605.300,0 –

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/200558



1. Deckungsfähigkeit

1.1 Soweit nicht Nr. 12.1 zur Anwendung kommt,
sind innerhalb der einzelnen Haushalts-
kapitel gegenseitig deckungsfähig die Mittel
der Titel

1.1.1 517 01   (Bewirtschaftung der Grundstücke, 
Gebäude und Räume),

517 05 (Bewirtschaftung durch Heizung, 
Beleuchtung und elektrische Kraft) 
und

518 0. (Mieten und Pachten für Grund-
stücke, Gebäude und Räume),

1.1.2 514 0.     (Haltung von Dienstfahrzeugen),

527 0. (Reisekostenvergütungen für
Dienstreisen),

1.1.3 531 1.     (Fachveröffentlichungen) und

531 2. (Sonstige Veröffentlichungen).

1.2 Innerhalb desselben Einzelplans sind die
Mittel der Titel 519 0. (Unterhaltung der
Grundstücke und baulichen Anlagen), 701 0.
(kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten)
und 702 0. (grundlegende Erneuerung und
Sanierung von Kanal-, Schachtbau- und
Abwasseranlagen) gegenseitig deckungs-
fähig.

1.3 Innerhalb desselben Einzelplans können die
Titelgruppen 97 (eGovernment) aus den
Ansätzen der Hauptgruppe 5 und der
Obergruppen 81 und 82 aller Kapitel ver-
stärkt werden.

1.4 1Mit Einwilligung der zuständigen obersten
Staatsbehörde können die bei den einzelnen
Titeln der Anlagen S (staatlicher Hochbau)
veranschlagten Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen nach dem Baufort-
schritt verstärkt werden, wenn der Mehr-
betrag innerhalb der Hochbauausgaben bzw.
-verpflichtungsermächtigungen desselben
Einzelplans eingespart wird; dem Staats-
ministerium der Finanzen ist jeweils ein Ab-
druck des entsprechenden Einwilligungs-
schreibens der zuständigen obersten Staats-
behörde zuzuleiten. 2Dabei dürfen bei den
Hochschulkapiteln des Einzelplans 15 Ansätze
für die Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und
Neubau von Hochschulen“ nur gegen Aus-
gleich innerhalb dieser Ansätze verstärkt und
nicht zum Ausgleich von Verstärkungen an-
derer Ansätze herangezogen werden; Aus-

nahmen bedürfen der Einwilligung des
Staatsministeriums der Finanzen. 3Die da-
nach zulässige gegenseitige Deckung darf
nicht zu einer Abweichung von den den ein-
zelnen Bauvorhaben zugrunde liegenden
Unterlagen gemäß Art. 24 bzw. 54 BayHO
oder zu einer Überschreitung der festgesetz-
ten Gesamtkosten der einzelnen Maßnahmen
führen. 4Soweit es sich um kreditfinanzierte
Haushaltsmittel handelt, ist sie nur im Rah-
men gemäß Art. 39 Abs. 4 BayHO freigegebe-
ner Haushaltsmittel möglich. 5Bei grund-
stockfinanzierten Ansätzen ist eine Um-
schichtung nur zu Gunsten grundstockkon-
former Hochbaumaßnahmen zulässig; das
Nähere regelt das Staatsministerium der
Finanzen.

1.5 Im Übrigen ergibt sich die Deckungsfähig-
keit von Ausgabemitteln aus den im Haus-
haltsplan enthaltenen Vermerken.

2. Bewirtschaftung der Personalausgaben

2.1 1Bei der Bewirtschaftung der Personalaus-
gaben sind die Verwaltungen an die in Art. 6
Abs. 1 des Haushaltsgesetzes genannten Stel-
lenpläne unter Beachtung der Nr. 3 gebun-
den. 2Soweit keine Stellenbindung besteht,
richtet sich die Bewirtschaftung grundsätz-
lich nach den veranschlagten Haushalts-
beträgen; dabei können innerhalb der einzel-
nen Kapitel die Erstattungsleistungen der
Bundesagentur für Arbeit nach dem Altersteil-
zeitgesetz entsprechend dem Entstehungs-
grund den betroffenen Haushaltsansätzen
zugeführt werden.

2.2 1Die in einem Einzelplan bei den in Art. 6
Abs. 1 des Haushaltsgesetzes genannten
Titeln veranschlagten Mittel für Personal-
ausgaben (einschließlich Titel 421 0.) dürfen 
– insoweit in Abweichung von Art. 45 Abs. 1
BayHO – bei der Ausführung des Haushalts-
plans zu einer Summe zusammengefasst und
innerhalb des Einzelplans gemeinsam be-
wirtschaftet werden; dies gilt mit Zustim-
mung des Staatsministeriums der Finanzen
auch für die Titel 425 07 und 426 27. 2Soweit
bei den in die gemeinsame Bewirtschaftung
einbezogenen Ansätzen außerplanmäßige
Ausgaben und bei den nicht in die gemeinsa-
me Bewirtschaftung einbezogenen Ansätzen
über- und außerplanmäßige Ausgaben erfor-
derlich werden, gilt die Einwilligung des
Staatsministeriums der Finanzen hierzu all-
gemein als erteilt, wenn die über- und außer-
planmäßigen Ausgaben ausschließlich auf
Stellenbesetzungen nach Nrn. 3.1 und 3.2
zurückzuführen sind.
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2.3 Für Beamte und Angestellte, bei denen gemäß
Art. 6 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes eine Stel-
lenbindung besteht, darf Mehrarbeit (Über-
stunden), für die eine Vergütung zu zahlen
ist, nur angeordnet werden, wenn bei Titel
422 41 bis 422 42 (Mehrarbeitsvergütungen
für Beamte) oder Titel 425 41 bis 425 43
(Überstundenvergütungen für Angestellte)
ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt
sind.

3. Besetzung von Planstellen und Stellen

Für die Besetzung von Planstellen und
Stellen gelten Art. 6 des Haushaltsgesetzes,
Art. 47, 49 und 50 BayHO sowie die zu diesen
Bestimmungen erlassenen Verwaltungsvor-
schriften unter Beachtung der nachstehenden
Bestimmungen.

3.1 Innerhalb der einzelnen Haushaltskapitel
können, soweit und solange dienstliche
Bedürfnisse es erfordern, im Bedarfsfall freie
und besetzbare Stellen wie folgt besetzt wer-
den:

3.1.1 Stellen für planmäßige Beamte oder Richter
(Titel 422 0.)

durch Beamte auf Zeit, Beamte zur Anstel-
lung und dergleichen (Titel 422 1.) und abge-
ordnete Beamte  oder Richter (Titel 422 3.),

durch Angestellte (Titel 425 0.) oder Ange-
stellte für sonstige Hilfsleistungen und der-
gleichen (Titel 425 1.) und

durch Arbeiter (Titel 426 0. bis 426 2.),

3.1.2 Stellen für Angestellte (Titel 425 0.)

durch Angestellte für sonstige Hilfsleistun-
gen und dergleichen (Titel 425 1.) und

durch Arbeiter (Titel 426 0. bis 426 2.).

3.2 1Die in Nr. 3.1 genannten Stellenbesetzungen
dürfen nur innerhalb der Gruppen des höhe-
ren, des gehobenen, des mittleren und des
einfachen Dienstes mit Beschäftigten aus
Stellen gleicher Art (Laufbahn) und gleicher
oder niedrigerer Besoldungs-, Vergütungs-
oder Lohngruppen vorgenommen werden;
abweichend hiervon können Aushilfsange-
stellte oder Aushilfsarbeiter im Einzelfall
über die Grenzen der Laufbahngruppen hin-
weg auf Stellen höherer Wertigkeit verrech-
net werden. 2Soweit gemäß Nr. 3.1 und Nr. 3.2
Satz 1 Stellen der Titel 422 0. und 425 0.
durch Angestellte für sonstige Hilfsleis-
tungen und dergleichen (Titel 425 1.) oder
durch Arbeiter, für die keine Stellenbindung
besteht (Titel 426 0. und 426 1.), besetzt wer-
den, sind die Ausgaben bei besonderen Titeln
(425 15, 425 16 oder 426 05) nachzuweisen;
bei der Inanspruchnahme des freien Stellen-
gehalts zur Überbrückung von Elternzeit
gemäß Art. 6 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes
sind die Ausgaben bei Titel 425 17 bzw.
426 17 nachzuweisen.

3.3 Abweichend von Nr. 3.2 Satz 1 kann in fol-
genden Fällen eine Verrechnung über die
Laufbahnen hinweg erfolgen: 

3.3.1 1Innerhalb einer Laufbahngruppe ist eine
Verrechnung über die Laufbahnen hinweg
möglich, wenn für die Stellen jeweils identi-
sche Stellenobergrenzen gelten oder für die
in Anspruch genommene Stelle ungünstigere
Stellenobergrenzen gelten. 2Erfolgt die An-
wendung des Satzes 1 über die Dauer von
zwei Jahren hinaus, ist dies dem Staats-
ministerium der Finanzen mit den Haus-
haltsvoranschlägen mitzuteilen.

3.3.2 Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst
in der Laufbahn des gehobenen technischen
Verwaltungsinformatikdienstes können auf
Stellen für Beamte auf Widerruf im Vor-
bereitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25)
anderer Laufbahnen des gehobenen Dienstes
verrechnet werden.

3.4 Abweichend von Nr. 3.2 Satz 1 kann in fol-
genden Fällen eine Verrechnung über die
Laufbahngruppen hinweg erfolgen:

3.4.1 1Stellen des Eingangsamts oder des ersten
Beförderungsamts einer Laufbahn des mitt-
leren und des gehobenen Dienstes dürfen mit
Beamten der nächstniedrigeren Laufbahn
besetzt werden, wenn diese vor der Übertra-
gung des höheren Amts im Weg des Aufstiegs
die vorgeschriebene Bewährungszeit ableis-
ten (§ 10 Abs. 3 der Laufbahnverordnung –
LbV –, BayRS 2030–2–1–2–F). 2Dasselbe gilt
für Stellen des Eingangsamts oder des ersten
Beförderungsamts des gehobenen und des
höheren Dienstes hinsichtlich der für den
Aufstieg vorgesehenen Beamten des mittleren
und gehobenen Dienstes, die sich in der vor-
geschriebenen Einführung befinden und
insoweit Aufgaben der neuen Laufbahn
wahrnehmen (§ 37a Abs. 4, § 42 Abs. 2 LbV).
3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die erst-
malige Übertragung eines Spitzenamts des
einfachen Dienstes der BesGr A 6 sowie eines
mit einer Amtszulage ausgestatteten Spitzen-
amts der BesGr A 6, A 9 oder A 13.

3.4.2 Stellen, die im Stellenplan ausdrücklich für
den Aufstieg für besondere Verwendungen
gemäß § 37a Laufbahnverordnung vorbehal-
ten sind, können bis zu 24 Monate vor der
vorgeschriebenen Einführung (§ 37a Abs. 4
LbV) mit Beamten des mittleren Dienstes
besetzt werden, die für diesen Aufstieg vor-
gesehen sind.

3.4.3 Stellen für Beamte auf Widerruf im
Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25)
für eine Laufbahn des gehobenen Dienstes
dürfen mit Beamten auf Widerruf im Vor-
bereitungsdienst für eine Laufbahn des mitt-
leren Dienstes besetzt werden.

3.4.4 1Planstellen in den Laufbahnen des mittleren
nichttechnischen Dienstes für besondere
Dienstleistungsbereiche (Verwaltungs-, Ver-
messungs-, Museums- und Justizbetriebs-
dienst) dürfen mit Beamten des einfachen
Dienstes besetzt werden. 2Beamte in diesen
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Laufbahnen dürfen nicht auf anderen Stellen
des mittleren Dienstes geführt werden und
können höchstens ein Amt der BesGr A 8
erreichen. Die Ämter der BesGr A 8 sind
besonderen, herausgehobenen Leitungsfunk-
tionen vorbehalten.

3.5 1Bis auf weiteres darf bei besonderem Bedarf
mit Einwilligung der zuständigen obersten
Dienstbehörde ein Beamter auf Widerruf im
Vorbereitungsdienst vorübergehend auf einer
Stelle für einen Beamten zur Anstellung ver-
rechnet werden; mit Einwilligung des Staats-
ministeriums der Finanzen gilt dies auch für
die vorübergehende Verrechnung auf Stellen
für planmäßige Beamte. 2In Laufbahnen, in
denen der Vorbereitungsdienst nicht allge-
meine Ausbildungsstätte im Sinn des Art. 12
Abs. 1 Grundgesetz ist, dürfen mit Zustim-
mung des Staatsministeriums der Finanzen
auf Stellen für Beamte auf Widerruf im
Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 26)
vorübergehend Beamte zur Anstellung der-
selben Laufbahngruppe verrechnet werden,
wenn und soweit die Ernennung zu Beamten
zur Anstellung auf Grund der haushalts-
rechtlichen Stellensperren nicht möglich
wäre. 3Die Zustimmung des Staatsminis-
teriums der Finanzen ist nicht erforderlich,
wenn die dadurch entstehenden Mehrkosten
an geeigneter Stelle bei den Personalausga-
ben des entsprechenden Einzelplans zusätz-
lich eingespart werden. 4Satz 2 gilt entspre-
chend für die Verrechnung von planmäßigen
Beamten im Eingangsamt ihrer Laufbahn auf
Stellen für Beamte zur Anstellung (Titel
422 11) derselben Laufbahngruppe, wobei die
Zustimmung des Staatsministeriums der
Finanzen hier nicht erforderlich ist. 5Bei
Wegfall des im Beamtenrecht geregelten
Instituts der Anstellung können planmäßige
Beamte im Eingangsamt ihrer Laufbahn in
den Haushaltsjahren 2005 und 2006 auf
Stellen für Beamte zur Anstellung (Titel
422 11) derselben Laufbahngruppe verrech-
net werden.

3.6 1Angestellte, die auf Grund § 23a BAT (Be-
währungsaufstieg) oder sonstiger tariflicher
Bestimmungen wegen Zeitablaufs, Dauer der
Berufsausübung oder Bewährung in eine
höhere Vergütungsgruppe eingestuft sind,
dürfen erforderlichenfalls auf Stellen der
nächstniedrigeren Vergütungsgruppe ver-
rechnet werden. 2Das gleiche gilt für Ange-
stellte im Schreib- und Fernschreibdienst bei
Nachweis der entsprechenden schreibtechni-
schen Fähigkeiten sowie ferner für Ange-
stellte, die gemäß Nr. 3.1 auf Stellen für plan-
mäßige Beamte geführt werden, mit der
Maßgabe, dass die Verrechnung auf Stellen
der nächstniedrigeren Besoldungsgruppe für
die Zeit bis zur Verkündung des nächsten
Haushaltsgesetzes zulässig ist. 3In der Auf-
zeichnung über die Stellenbesetzung (VV 
Nr. 5.2 zu Art. 49 BayHO) ist die höhere
Eingruppierung unter Hinweis auf den ent-
sprechenden Tarifvertrag besonders zu ver-
merken. 4Für eine Stellenbesetzung als Folge
einer Aufgabenabschichtung gilt Nr. 3.11
entsprechend.

3.7 1Von den Stellenplänen für tarifliche Ange-
stellte darf im Übrigen vorübergehend nur
dann abgewichen werden, wenn Höhergrup-
pierungen von Angestellten auf Grund für
den Freistaat Bayern verbindlicher, im Lauf
des Haushaltsjahres in Kraft tretender neuer
Tarifverträge durchzuführen sind. 2Nach
Möglichkeit sind hierfür jedoch besetzbare
freie Stellen zu verwenden. 3In der Aufzeich-
nung über die Stellenbesetzung (VV Nr. 5.2
zu Art. 49 BayHO) ist die höhere Eingruppie-
rung unter Hinweis auf den entsprechenden
Tarifvertrag zu vermerken.

3.8 Soweit die Stellenpläne für Arbeiter gemäß
Art. 6 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes bindend
sind (Stellen der Titel 426 20 bis 426 25, gege-
benenfalls 426 27), gelten die Nrn. 3.6 und 3.7
sinngemäß.

3.9 Besondere Regelungen für den Hochschul-
bereich:

3.9.1 Als Stellen gleicher Art im Sinn der Nr. 3.2
Satz 1 gelten vorbehaltlich der Nr. 3.9.3 auch

– Stellen der Besoldungsordnung C/W und
der Besoldungsordnung HS

– Stellen der Akademischen Räte und der
Akademischen Räte – als Lehrkräfte für
besondere Aufgaben an einer Hochschule.

3.9.2 1Wissenschaftliche Assistenten (BesGr C 1)
können auch auf Stellen in der Laufbahn der
Akademischen Räte (ohne Lehrkräfte für
besondere Aufgaben an einer Hochschule)
sowie auf Stellen für Professoren verrechnet
werden. 2Oberassistenten (BesGr C 2) können
auf Stellen in der Laufbahn der Akademi-
schen Räte (ohne Lehrkräfte für besondere
Aufgaben an einer Hochschule) der BesGr
A 15 oder A 16 sowie auf Stellen für Profes-
soren verrechnet werden.

3.9.3 1Inhaber von Ämtern der Laufbahn des Akade-
mischen Rats (ausschließlich der Lehrkräfte
für besondere Aufgaben an einer Hochschule)
sowie Wissenschaftliche Assistenten und
Oberassistenten können nicht auf Stellen, die
für Lehrkräfte für besondere Aufgaben an
einer Hochschule ausgewiesen sind, verrech-
net werden. 2Dies gilt nicht für Beamte der
Laufbahn der Akademischen Räte, die mit
einer Lehrverpflichtung von mehr als acht
Lehrveranstaltungsstunden aus Ämtern der
alten Personalstruktur übernommen wurden.

3.9.4 1Akademische Räte (einschließlich der Lehr-
kräfte für besondere Aufgaben an einer Hoch-
schule) der BesGr A 13 sowie Akademische
Oberräte (einschließlich der Lehrkräfte für
besondere Aufgaben an einer Hochschule)
der BesGr A 14 können auch auf Stellen für
Professoren verrechnet werden. 2Akademi-
sche Direktoren (einschließlich der Lehrkräfte
für besondere Aufgaben an einer Hochschule)
der BesGr A 15 können auf Stellen für
Professoren der BesGr W 2 und W 3 verrech-
net werden.
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3.9.5 Stellen für Wissenschaftliche Assistenten
(BesGr C 1) und Oberassistenten (BesGr C 2)
dürfen mit entsprechend eingestuften Ange-
stellten besetzt werden, wenn deren Arbeits-
verhältnis den für Wissenschaftliche Assis-
tenten und Oberassistenten geltenden Be-
stimmungen entsprechend befristet ist, sowie
bei Ärzten, die in einem befristeten Ange-
stelltenverhältnis zur Erlangung der Gebiets-
arztanerkennung beschäftigt werden.

3.9.6 Künstlerische Assistenten, werden bei der
Stellenverrechnung wie Wissenschaftliche
Assistenten behandelt.

3.10 Besondere Regelungen für den Richterbe-
reich:

Auf Stellen für Richter der BesGr R 2 können
auch Richter kraft Auftrags der BesGr A 13
bis A 16, auf Stellen für Richter der BesGr R 1
auch Richter kraft Auftrags der BesGr A 13
bis A 15 verrechnet werden.

3.11 Soweit es auf Grund von Aufgabenabschich-
tungen notwendig ist, dürfen Planstellen mit
Beamten im Eingangsamt einer niedrigeren
Laufbahngruppe besetzt werden; sie sind im
Stellenplan des nächsten Haushaltsplans
umzuwandeln.

3.12 Im Übrigen sind Abweichungen bei der Stel-
lenbesetzung nur in besonderen unvorherge-
sehenen und unabweisbaren Einzelfällen mit
Zustimmung des Staatsministeriums der
Finanzen kostenneutral möglich.

3.13 1Stellen, die auf Grund von Feststellungen
der Rechnungsprüfung nicht oder nicht in
der veranschlagten Wertigkeit erforderlich
sind, sind in die Verhandlungen zur Auf-
stellung des Haushaltsplans einzubeziehen.
2Art. 50 Abs. 1 BayHO bleibt unberührt.

3.14 1Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, zur Vorbereitung einer freiwilli-
gen Einführung eines Arbeitnehmerbudgets
bei der Besetzung von Stellen für planmäßige
Beamte und Richter, die gemäß Nr. 2.1 Satz 1
und Nr. 2.2 Satz 1 der gemeinsamen Be-
wirtschaftung unterliegen, mit Arbeitneh-
mern zu bestimmen, dass Vergütungen und
Löhne abweichend auf den Titeln 425 07 und
426 27 gebucht werden können. 2Die Er-
mächtigung ist grundsätzlich einheitlich für
einen Einzelplan auszuüben. 3Auf über- oder
außerplanmäßige Ausgaben, die sich auf
Grund der nach Satz 1 abweichenden
Buchung ergeben, ist Art. 37 BayHO nicht
anzuwenden; außerplanmäßige Ausgaben
sind jedoch in der Haushaltsrechnung als sol-
che zu bezeichnen.

4. Besondere Personalausgaben, Billigkeitsleis-
tungen

4.1 Aus Mitteln für Dienstbezüge und derglei-
chen dürfen Fahrkostenzuschüsse für die
regelmäßigen Fahrten zwischen Wohnung
und Dienststätte nach Maßgabe der Bekannt-

machung vom 15. November 2001 (FMBl 2002
S. 69), zuletzt geändert durch Bekannt-
machung vom 18. März 2004 (FMBl S. 107)
einschließlich der darauf entfallenden Pau-
schalsteuern gewährt werden.

4.2 Aus Mitteln der Titel 546 49 (Vermischte Ver-
waltungsausgaben) können auch die Ausga-
ben geleistet werden:

4.2.1 für die Übernahme von Kosten des Rechts-
schutzes für Bedienstete des Freistaates
Bayern (VV Nr. 2 zu Art. 86 BayBG),

4.2.2 für die Kosten der amtsärztlichen Unter-
suchung von Beamten und Bewerbern, von
Lehrkräften kirchlicher Genossenschaften,
die auf Grund von Abstellungsverträgen im
öffentlichen Volksschuldienst und Sonder-
volksschuldienst tätig sind, von Geistlichen
und Laienkatecheten, die an öffentlichen
Volksschulen, Sondervolksschulen und staat-
lichen Berufsschulen Religionsunterricht
erteilen, sowie für die Kosten einer von der
Ernennungsbehörde angeordneten klinischen
oder fachärztlichen Untersuchung,

4.2.3 soweit Mittel nicht gesondert veranschlagt
sind, für den Sachschadenersatz ehrenamtli-
cher Richter und ehrenamtlicher Mitglieder
von bei Staatsbehörden gebildeten Ausschüs-
sen (analog den Abschnitten II und III der
Sachschadenersatzrichtlinien vom 22. De-
zember 1981, StAnz Nr. 53),

4.2.4 für die Erstattung von Auslagen bei Vorstel-
lungsreisen nach den geltenden Bestimmun-
gen des Staatsministeriums der Finanzen.

4.3 1Den zur Ausbildung zugewiesenen Beamten
(Art. 23 Abs. 2 BayRKG) werden die bei den
staatlichen Lehreinrichtungen verfügbaren
Unterkünfte unentgeltlich überlassen; Lehr-
einrichtungen im Sinn dieser Vorschrift sind
solche, die ausschließlich oder nahezu aus-
schließlich Bildungsaufgaben für die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes wahr-
nehmen. 2Studierenden der Fachhochschule
für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege
in Bayern, die im Einzugsgebiet des Dienst-
ortes (der Lehreinrichtung) wohnen (§ 1
Abs. 3 Satz 2 BayTGV, Art. 2 Abs. 6 BayUKG)
und nicht schwerbehindert sind, werden
keine Unterkünfte überlassen. 3Wenn im Ein-
zelfall durch den Verzicht auf die unentgelt-
liche Unterbringung höhere Anmietkosten
eingespart werden, kann auf Antrag anstatt
der unentgeltlichen Unterkunft ein Fahrtkos-
tenzuschuss gewährt werden. 4Eine geschlos-
sene Unterbringung (§ 8 Abs. 4 Satz 2
BayTGV) wird nicht begründet. 5Art. 132
BayBG bleibt unberührt.

4.4 1Zur Gewährung von Prämien nach den
Richtlinien zum Vorschlagswesen in der bay-
erischen Staatsverwaltung können die An-
sätze bei Tit. 459 1.

a) zu Lasten der Einnahmen bei den Ober-
gruppen 12 und 13 ohne Gruppe 133, der
Gruppe 111 und der Tit. 119 01 und 119 49,
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b) zu Lasten der Ansätze bei den Obergrup-
pen 51 bis 54 und 81 bis 82

verstärkt werden. 2Die Ansätze bei Tit. 459 1.
dürfen nur insoweit verstärkt werden, als
sich bei den deckungsfähigen Titeln im Jahr
der Prämienzahlung und im darauf folgenden
Jahr des prämierten Vorschlags Mehreinnah-
men bzw. Einsparungen in mindestens der
gleichen Höhe ergeben. 3Soweit die Mehrein-
nahmen bzw. Einsparungen bei den in Satz 1
genannten Titeln anderer Einzelpläne entste-
hen, ist für die Verstärkung des Tit. 459 1. die
Einwilligung der obersten Staatsbehörde
erforderlich, die für den anderen Einzelplan
zuständig ist.

4.5 1Aus Mitteln für Dienstbezüge und dergleichen
kann auf Antrag des Beamten, der im Laufe
des Kalenderjahres vom Angestellten-/Arbei-
terverhältnis in das Beamtenverhältnis über-
nommen wurde und der aus dem Angestell-
ten-/Arbeiterverhältnis aufgrund der nach-
wirkenden Zuwendungstarifverträge bzw.
einer entsprechenden arbeitsvertraglichen
Vereinbarung noch Anspruch auf Zuwen-
dung hatte, eine einmalige außertarifliche
Leistung gewährt werden. 2Entsprechendes
gilt, wenn ein Angestellter während des
Kalenderjahres von einem BAT-Arbeitsver-
hältnis in ein Arbeitsverhältnis mit Bezügen
nach Besoldungsrecht wechselt. 3Die außer-
tarifliche Leistung beträgt für die Angestell-
ten der Vergütungsgruppen X bis IV a sowie
Kr. I bis Kr. XI und alle Arbeiter 70 v. H., für
die übrigen Angestellten 65 v. H. der Ur-
laubsvergütung gemäß § 47 Abs. 2 BAT/des
Urlaubslohnes nach § 48 MTArb und des
Sozialzuschlages, die/der dem Angestell-
ten/Arbeiter zugestanden hätte, wenn er
während des gesamten Monats September
Erholungsurlaub gehabt hätte. 4Für Beschäf-
tigte, die im Monat September bereits im
Beamtenverhältnis bzw. in einem Arbeits-
verhältnis mit Bezügen nach Besoldungs-
recht standen, tritt an die Stelle des Monats
September der letzte volle Kalendermonat, in
dem das Arbeitsverhältnis vor dem Monat
September bestanden hat. 5Die außertarifli-
che Leistung vermindert sich um ein Zwölftel
für jeden Kalendermonat, für den der
Beschäftigte keine Bezüge aus dem Arbeits-
verhältnis erhalten hat. 6Der nach den vor-
stehenden Grundsätzen errechnete Betrag
erhöht sich um 25,56 € – bei Teilzeit-
beschäftigten entsprechend anteilig – für
jedes Kind, für das dem Beschäftigten für
den Monat September bzw. für den maßge-
benden Kalendermonat Kindergeld zuge-
standen hat. 7Die außertarifliche Leistung ist
zu Lasten der Haushaltsstelle zu leisten, auf
der der Beamte vor der Übernahme in das
Beamtenverhältnis geführt wurde.

5. Prüfungskosten, Personalausgaben aus ande-
ren Haushaltsansätzen

5.1 Aus Mitteln der Titel 459 0. (Prüfungs-
vergütungen) sind auch sämtliche mit der
Prüfung zusammenhängenden sächlichen

Verwaltungsausgaben einschließlich der
Reisekosten der mit der Durchführung der
Prüfung beauftragten Prüfer und Prüfungs-
helfer zu bestreiten.

5.2 Soweit Vergütungen und Löhne für Staatsbe-
schäftigte aus anderen als Personalausgabe-
ansätzen oder aus Titelgruppen zu leisten
sind, sind auch die sonstigen Ausgaben
(Beihilfen, Unterstützungen, Trennungs-
gelder, Übergangsgelder und dergleichen) bei
diesen Ansätzen zu leisten.

6. Anlagen zum Haushaltsplan

6.1 Soweit in Zweckbestimmungen für mehrere
mit einem Gesamtbetrag veranschlagte Maß-
nahmen auf Anlagen zu den Einzelplänen
verwiesen ist, sind die in diesen Anlagen auf-
geführten Einzelzwecke mit ihren Beträgen
ebenso bindend, wie wenn diese Beträge bei
den Zweckbestimmungen einzeln aufgeführt
wären, es sei denn, dass in den Anlagen etwas
anderes bestimmt ist.

6.2 1Soweit bei Titeln der Anlage S (staatlicher
Hochbau) Ausgaben oder Verpflichtungser-
mächtigungen wegen Fehlens der in Art. 24
Abs. 1 BayHO bezeichneten Unterlagen als
gesperrt oder als Planungstitel bezeichnet
sind, bedarf die Leistung von Ausgaben oder
die Inanspruchnahme von Verpflichtungser-
mächtigungen der Einwilligung des Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanz-
fragen des Landtags. 2Dies gilt nicht für die
Leistung von Ausgaben und Inanspruch-
nahme von Verpflichtungsermächtigungen
für die Erstellung der Planungsunterlagen
nach Art. 24 Abs. 1 BayHO bzw., soweit es
sich um Neubaumaßnahmen bis 5 000 000 €

oder um Sanierungs-, Instandsetzungs- und
Umbaumaßnahmen handelt, auch von
Planungsunterlagen nach Art. 54 Abs. 1
BayHO. 3Das Staatsministerium der Finan-
zen wird ermächtigt, für die Erstellung der
Planungsunterlagen von Neubauten bis
5 000 000 € nähere Anordnungen zu erlassen.

7. Ausnahmen vom Bruttonachweis

1Ausnahmen vom Bruttonachweis der Ein-
nahmen und Ausgaben sind nach Maßgabe
der VV Nr. 3 zu Art. 35 BayHO zugelassen
oder vorgeschrieben. 2Darüber hinaus gilt
Folgendes:

7.1 1Einnahmen aus der Anfertigung von
Fotokopien durch Dritte und aus Rabatten
für bereits gezahlte Ausgaben dürfen von der
Ausgabe abgesetzt werden. 2Erstattungen
von Reisekosten durch Dritte und pauschale
Rabatte für bereits gezahlte Fahrtkosten dür-
fen von der Ausgabe abgesetzt werden.

7.2 Schadenersatzleistungen und Zahlungen an
Stelle von Garantieleistungen Dritter dürfen
stets, also auch nach Abschluss der Bücher,
insoweit von der Ausgabe abgesetzt werden,
als sie zur Instandsetzung oder Ersatz-
beschaffung bestimmt sind.
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7.3 Zurückgezahlte Zuwendungen dürfen von
der Ausgabe abgesetzt werden, soweit sie

7.3.1 noch während des gleichen Jahres, in dem sie
ausgezahlt wurden, zurückgezahlt werden
oder

7.3.2 im Rahmen von gemeinschaftlichen Finan-
zierungen zwischen dem Bund und dem Land
(insbesondere bei den Gemeinschaftsauf-
gaben) gewährt wurden und der Bund dies
zulässt.

8. Kosten der Planung und Bauüberwachung
(PB-Mittel)

8.1 Aus den Ausgabemitteln für Baumaßnahmen
des staatlichen Hochbaus (Obergruppen 71
bis 74) sind auch die Kosten für die Planung
und Bauüberwachung zu bestreiten.

8.1.1 1Ist die Planung und Bauüberwachung der
staatlichen Bauverwaltung übertragen, so
erhält sie folgende Kostenanteile:

bei einer anrechnungsfähigen Herstellungs-
summe bis 1 500 000 €

5,5 v. H.,

bei einer anrechnungsfähigen Herstellungs-
summe über 1 500 000 €

5 v. H.

2Bei Umbauten und Modernisierungen er-
höhen sich diese Sätze je nach Schwierigkeit
um 20 bis 33 v. H. 3Die festgelegten Vom-
hundertsätze können erforderlichenfalls in
begründeten Einzelfällen mit Einwilligung
des Staatsministeriums der Finanzen bis auf
höchstens 5,75 v. H. erhöht werden. 4Die an-
rechnungsfähige Herstellungssumme bemisst
sich nach der Haushaltsunterlage-Bau (zu-
züglich von Nachträgen, die auf Lohn- und
Stoffpreissteigerungen beruhen), es sei denn,
dass die tatsächliche Herstellungssumme
niedriger ist; das Staatsministerium der
Finanzen kann in besonderen Fällen Ausnah-
men zulassen.

8.1.2 1Sind für die Planung und Bauüberwachung
von Gebäuden und Freianlagen freiberuflich
tätige Architekten nach den Teilen I bis III
der Honorarordnung für Architekten und
Ingenieure (HOAI) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. September 1995
(BGBl I S. 1174) eingeschaltet, so sind die
vertraglich vereinbarten Honorare sowie die
Nebenkosten des Architekten – § 7 HOAI –
aus den Bauausgabemitteln – Kostengruppe
730 der Kostenberechnung nach DIN 276 – zu
bestreiten. 2Für die Anwendung der Hono-
rarordnung für Architekten und Ingenieure
gelten die von der Obersten Baubehörde im
Staatsministerium des Innern im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium der
Finanzen eingeführten Vertragsmuster und
die Hinweise zu den Vertragsmustern. 3Für
Leistungen, die dabei nicht von freiberuflich
tätigen Architekten, sondern von der staatli-
chen Bauverwaltung zu erbringen sind, kön-
nen von dieser

– für Planungsleistungen im Sinn der
Leistungsphasen 1 bis 7 und 9 des § 15
HOAI 1 v. H. der anrechenbaren
Herstellungssumme

– für die Bauüberwachung im Sinn der
Leistungsphase 8 des § 15 HOAI 0,45 v. H.
der anrechenbaren Herstellungssumme

in Anspruch genommen werden. 4Bei Leis-
tungen, die von freiberuflich tätigen Archi-
tekten nur anteilig erbracht werden, errech-
net sich der Anteil der staatlichen Bau-
verwaltung aus den Staffelsätzen der
Nr. 8.1.1 nach dem Leistungsbild des § 15
HOAI.

8.1.3 Beim Klinikum Regensburg (Kap. 15 22
Tit. 747 55) erhält die staatliche Bauverwal-
tung für die Planung und Bauüberwachung
im Sinn von Nr. 8.1.1 Satz 1 einen Kos-
tenanteil in Höhe von 5,25 v. H. der anrech-
nungsfähigen Herstellungssumme bzw.,
soweit nur Leistungen im Sinn von Nr. 8.1.2
Satz 3 erbracht werden, einen Kostenanteil
in Höhe von 1,61 v. H. der anrechnungsfähi-
gen Herstellungssumme.

8.2 Die Kosten für die Einschaltung freiberuflich
tätiger Ingenieure als Sonderfachleute für
baufachliche Fragen sind bei den Bauneben-
kosten – Kostengruppe 730 und 740 der Kos-
tenberechnung nach DIN 276 – zu veran-
schlagen und zu verausgaben.

8.3 Aus den Mitteln zur Bestreitung der Kosten
der Planung und Bauüberwachung dürfen
gedeckt werden

8.3.1 die Vergütungen und sonstigen personalbezo-
genen Ausgaben der zusätzlich verwendeten
Dienstkräfte,

8.3.2 die Ausgaben für Fachliteratur und fachge-
bundene Verbrauchsgüter.

9. Zweckgebundene Einnahmen

1Zweckgebundene Einnahmen (Art. 8 Nr. 1
BayHO) sind, auch wenn sie nicht oder nicht
in voller Höhe veranschlagt sind, bei den
zutreffenden Einnahmetiteln zu vereinnah-
men und die hierdurch etwa erforderlich
werdenden zusätzlichen Ausgaben bei den
Ausgabetiteln zu verausgaben. 2Auf hiernach
sich ergebende über- oder außerplanmäßige
Ausgaben ist Art. 37 BayHO nicht anzuwen-
den; außerplanmäßige Einnahmen und Aus-
gaben sind jedoch in der Haushaltsrechnung
als solche zu bezeichnen. 3Nicht verausgabte
zweckgebundene Einnahmen dürfen in der
Haushaltsrechnung als Ausgabereste nachge-
wiesen werden.

10. Veräußerungen von Erzeugnissen betriebli-
cher Einrichtungen

1An Beamte, Angestellte und Arbeiter dür-
fen, soweit im Haushaltsplan nichts anderes
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bestimmt ist, widerruflich die für den eige-
nen Verbrauch benötigten Erzeugnisse der
betrieblichen Einrichtungen ihrer unmittel-
baren Beschäftigungsdienststelle mit einer
Ermäßigung bis zu 20 v. H. des ortsüblichen
Kleinverkaufspreises abgegeben werden; aus-
genommen hiervon sind Beschäftigte, deren
Arbeitszeit weniger als die Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit beträgt. 2Satz 1 gilt auch
für Ruhegehaltsempfänger und Rentner, so-
weit sie bis zum Eintritt in den Ruhestand
und dergleichen bei der entsprechenden be-
trieblichen Einrichtung beschäftigt waren.
3Landwirtschaftliche Betriebe dürfen ihre
Erzeugnisse, bei denen ein Kleinverkaufs-
preis nicht feststellbar ist, an Betriebsan-
gehörige mit einer Ermäßigung bis zu 10 v. H.
des Ab-Hof-Verkaufspreises abgeben; für die
Abgabe von Milch ist der Molkereipreis des
Vormonats ohne Ermäßigung maßgebend.
4Tarifvertragliche Bestimmungen bleiben
unberührt. 5Einer Einwilligung nach Art. 57
BayHO bedarf es in diesen Fällen nicht.

11. Weitergabe von Zuwendungen

Die Gewährung von Zuwendungen kann
durch das zuständige Staatsministerium über
die in Art. 44 Abs. 3 BayHO genannten juris-
tischen Personen des privaten Rechts hinaus
auch auf Körperschaften und Anstalten des
öffentlichen Rechts übertragen werden.

12. Dezentrale Budgetverantwortung

12.1 Erweiterte gegenseitige Deckungsfähigkeit

1Zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit und
Leistungsfähigkeit sind jeweils innerhalb der
einzelnen Kapitel (unter Einbeziehung der
entsprechenden Verwaltungsbetriebsmittel in
den Sammelkapiteln und Allgemeinen Bewil-
ligungen sowie der zentral veranschlagten
Ansätze) der Einzelpläne 01 bis 12 und 15

– die Ansätze für Personalausgaben der Titel
422 41 und 422 42, 425 11, 425 12, 425 41
bis 425 43, 425 66, 425 99, 426 01, 426 11,
426 12, 427 01, 427 41, 427 99, der Gruppe
429, der Titel 451 01, 453 01, 459 0., 459 1.
und 459 49,

– die Ansätze für sächliche Verwaltungsaus-
gaben der Obergruppen 51 bis 54 mit Aus-
nahme der Gruppe 529, der Titel 527 2.,
531 2., 532 0. sowie der Gruppe 549 und

– die Ansätze für Sachinvestitionen der Ober-
gruppen 81 und 82

nach näherer Maßgabe der folgenden Num-
mern gegenseitig deckungsfähig. 2Eine
Deckung aus Ansätzen, die bereits selbst zu
Lasten anderer Ansätze verstärkt wurden
(Kettenverstärkung), ist nicht möglich.

12.2 Verstärkung aus dem Stellengehalt gebunde-
ner Stellen

Innerhalb eines Kapitels kann das durch-
schnittliche Stellengehalt einer frei geworde-
nen und besetzbaren Stelle  zur Verstärkung
der in Nr. 12.1 genannten Ansätze unter fol-
gender Maflgabe verwendet werden:

12.2.1 1Die Stelle muss über die Wiederbeset-
zungssperre hinaus mindestens ein Jahr lang
freigehalten werden; Art. 6 Abs. 2 Satz 4
Haushaltsgesetz findet keine Anwendung.
2Die Verwendung der Stellengehälter für eine
Verstärkung kann somit erst nach Ablauf der
gesetzlichen Wiederbesetzungssperre erfol-
gen.

12.2.2 Für jeden vollen Monat, für den die Stelle
dann über den haushaltsrechtlich vorge-
schriebenen oder von der Staatsregierung
beschlossenen Stelleneinzug hinaus gezielt
freigehalten wird, können entweder

– 1/12 aus 75 v. H. des durchschnittlichen
Stellengehalts zur Verstärkung der Ansätze
für Sachinvestitionen der Obergruppen 81
und 82 oder

– 1/12 aus 50 v. H. des durchschnittlichen
Stellengehalts zur Verstärkung für sächli-
che Verwaltungsausgaben verwendet wer-
den.

12.2.3 Mit dem Zeitpunkt der Wiederbesetzung der
Stelle endet die Verstärkungsmöglichkeit der
Nr. 12.2.

12.2.4 Die Verwendung der Stellengehälter gemäß
Nr. 12.2 ist dem Staatsministerium der Finan-
zen mit den nächsten Haushaltsvoran-
schlägen mitzuteilen.

12.3 Deckungsfähigkeit der in Nr. 12.1 genannten
Personalausgaben

12.3.1 1Einsparungen bei den in Nr. 12.1 genannten
Ansätzen dürfen nur dann für die Begrün-
dung zusätzlicher Dienst- und Arbeitsver-
hältnisse verwendet werden, wenn das je-
weilige Dienst- bzw. Arbeitsverhältnis auf
längstens sechs Monate oder die Dauer einer
jahreszeitlich bedingten Saison – ohne
Kettenverlängerung – zeitlich befristet ist
(Aushilfskräfte). 2Die Einschränkungen des
Satzes 1 gelten nicht, soweit lediglich der bei
Altersteilzeit von Arbeitnehmern auftretende
Kapazitätsverlust ausgeglichen wird.

12.3.2 Einsparungen bei den Titeln 425 11, 426 01
und 426 11 dürfen nur bei mindestens ein-
jährigem Freihalten der Beschäftigungs-
möglichkeit zur Deckung von Ausgaben für
sächliche Verwaltungsausgaben und Sachin-
vestitionen der in Nr. 12.1 genannten Ansätze
herangezogen werden; hinsichtlich Titel
426 01 gilt dies nur bei Einsparungen über
den haushaltsrechtlich vorgeschriebenen
oder von der Staatsregierung beschlossenen
Stelleneinzug hinaus.

12.3.3 1Die Deckungsfähigkeit nach Nr. 12.1 der
Titel 422 41, 422 42 und 425 41 bis 425 43
darf nur einseitig zu Lasten dieser Titel in
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Anspruch genommen werden. 2Die gegensei-
tige Deckungsfähigkeit nach Nr. 12.1 dieser
Titel untereinander bleibt unberührt.

12.4 Bauunterhalt

1Die Deckungsfähigkeit nach Nummer 12.1
für Titel der Gruppe 519 darf nur einseitig zu
Gunsten der Titel dieser Gruppe in Anspruch
genommen werden. 2Nummer 1.2 bleibt
unberührt.

12.5 Koppelung mit Einnahmen

1Mehr- oder Mindereinnahmen von bis zu
10 v. H. der Summe der Obergruppen 12 und
13 ohne Gruppe 133, der Gruppe 111 sowie
der Titel 119 01 und 119 49 eines Kapitels, die
im Vollzug erwirtschaftet werden, erhöhen
oder vermindern die Ausgabebefugnis der in
Nr. 12.1 genannten Ansätze des entsprechen-
den Kapitels zur Hälfte. 2Dies gilt nicht bei
Titeln, die mit Ausgabeansätzen gekoppelt
sind.

12.6 Übertragbarkeit, zeitliche Bindung

12.6.1 Übertragbarkeit

Die in Nr. 12.1 genannten Ausgaben sind zur
Förderung der wirtschaftlichen und sparsa-
men Bewirtschaftung übertragbar.

12.6.2 Zeitliche Bindung

Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, im Rahmen seiner Befugnisse
nach Art. 45 Abs. 3 BayHO bei den in
Nr. 12.1 genannten Titeln bereits vor Ablauf
des Haushaltsjahres für einen Teil der zu
erwartenden Ausgabereste die Einwilligung
zur Übertragung und Inanspruchnahme all-
gemein zu erteilen.

12.7 Einzelregelungen

Die in den Nrn. 12.1 bis 12.6 getroffenen
Regelungen finden keine Anwendung, soweit
in den Einzelplänen in den Vorbemerkungen
zum Geltungsbereich der Regelungen zur
dezentralen Budgetverantwortung einzelne
Bereiche ausdrücklich ausgenommen sind;
sie finden zusätzlich Anwendung, soweit dort
einzelne Bereiche ausdrücklich einbezogen
sind.

12.8 Berichtspflicht

Mehrausgaben bei einem Titel, die im
Rahmen der Nrn. 12.1 und 12.7 aus Ein-
sparungen bzw. Mehreinnahmen geleistet
werden, sind dem Landtag jährlich mitzutei-
len, wenn sie einen Betrag von 500 000 Euro
übersteigen.
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

In das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1998
(GVBl S. 702, BayRS 2030–1–1–F), zuletzt geändert
durch § 1 des Gesetzes vom 7. Dezember 2004 (GVBl
S. 489), wird folgender Art. 32a eingefügt:

„Art. 32a

Ämter mit leitender Funktion 
im Beamtenverhältnis auf Zeit

(1) 1Die Ämter

1. der Amtschefs, der Bereichsleiter und der Abtei-
lungsleiter in den obersten Landesbehörden,

2. der Leiter und stellvertretenden Leiter von Behör-
den, soweit sie in der Besoldungsordnung B einge-
stuft sind, und

3. der Leiter von Organisationseinheiten von Behör-
den, soweit sie mindestens in der Besoldungs-
gruppe B 4 eingestuft sind,

werden zunächst im Beamtenverhältnis auf Zeit
übertragen; Art. 32b findet keine Anwendung. 2Die
Dauer der Amtsperiode beträgt fünf Jahre; Zeiten, in
denen dem Beamten die leitende Funktion bereits
übertragen worden ist, werden bei der Festlegung der
Dauer der Amtsperiode angerechnet. 3Der Beamte
kann vor der Übertragung im Beamtenverhältnis auf
Zeit auf die Anrechnung verzichten. 4Mit Ablauf der
Amtsperiode ist dem Beamten das Amt mit leitender
Funktion auf Lebenszeit zu übertragen, wenn der
Beamte im Rahmen seiner bisherigen Amtsführung
den Anforderungen des Amts in vollem Umfang
gerecht geworden ist. 5Eine weitere Übertragung des
Amts auf Zeit ist nicht zulässig.

(2) Abweichend von Abs. 1 wird das Amt sogleich
im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit übertragen,
wenn der Beamte

1. bereits ein Amt mit mindestens demselben
Endgrundgehalt im Beamten- oder Richterverhält-
nis auf Lebenszeit innehat oder innehatte

oder

2. innerhalb von fünf Jahren nach der Übertragung
des Amts die gesetzliche Altersgrenze erreicht.

(3) Abs. 1 gilt nicht für die Ämter der Mitglieder
des Obersten Rechnungshofs sowie für die Ämter, die
auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften im
Beamtenverhältnis auf Zeit übertragen werden.

(4) Die Gemeinden, Gemeindeverbände und sons-
tigen unter der Aufsicht des Staates stehenden Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts können für ihre Beamten durch Satzung
oder Beschluss des obersten Entscheidungsgremiums
weitere Ämter der Besoldungsordnung B festlegen,
die zunächst im Beamtenverhältnis auf Zeit vergeben
werden.

(5) 1In ein Amt mit leitender Funktion nach den
Abs. 1 und 4 darf nur berufen werden, wer sich in
einem Beamten- oder Richterverhältnis auf Lebens-
zeit befindet und in dieses Amt auch als Beamter auf
Lebenszeit berufen werden könnte. 2Die Staatsregie-
rung oder das Präsidium des Landtags können im
Rahmen ihrer Ernennungskompetenz Ausnahmen
von Satz 1 zulassen; die Zuständigkeit des Landes-
personalausschusses ist dabei zu wahren. 3Ein
Richter darf in ein Amt nach Abs. 1 nur berufen wer-
den, wenn er zugleich zustimmt, bei Wiederaufleben
des Richterverhältnisses auf Lebenszeit nach Abs. 9
Satz 2 auch in einem anderen Richteramt desselben
Gerichtszweigs mit mindestens demselben End-
grundgehalt verwendet zu werden.

(6) 1Vom Tag der Ernennung an ruhen für die
Dauer des Zeitbeamtenverhältnisses die Rechte und
Pflichten aus dem Amt, das dem Beamten zuletzt im
Beamten- oder Richterverhältnis auf Lebenszeit
übertragen worden ist; das Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit oder das Richterverhältnis auf Lebenszeit
besteht fort. 2Dienstvergehen, die mit Bezug auf das
Beamten- oder Richterverhältnis auf Lebenszeit oder
das Beamtenverhältnis auf Zeit begangen worden
sind, werden so verfolgt, als stünde der Beamte nur
im Beamten- oder Richterverhältnis auf Lebenszeit.

(7) Wird der Beamte in ein anderes Amt mit leiten-
der Funktion nach Abs. 1 Satz 1 versetzt oder umge-
setzt, das in derselben oder einer niedrigeren Besol-
dungsgruppe eingestuft ist wie das ihm zuletzt über-
tragene Amt mit leitender Funktion, so läuft die
Amtszeit weiter.

(8) Vor der Übertragung eines anderen, einer höhe-
ren Besoldungsgruppe angehörenden Amts mit lei-
tender Funktion aus einem Beamtenverhältnis auf
Zeit nach den Abs. 1 und 4 heraus ist dem Beamten
das bisher auf Zeit übertragene Amt auf Lebenszeit
zu übertragen.

(9) 1Der Beamte ist

1. mit Ablauf der Amtszeit,
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2. mit der Versetzung zu einem anderen Dienstherrn,

3. mit Verhängung einer Disziplinarmaßnahme, die
über Verweis oder Geldbuße hinausgeht,

4. mit Beendigung seines Beamten- oder Richter-
verhältnisses auf Lebenszeit im Sinn des Art. 38
Abs. 1 

aus dem Beamtenverhältnis auf Zeit entlassen; Art. 39
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 und Abs. 2 und 3 sowie 
Art. 40 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 und 6 und Abs. 2 und 3
sowie Art. 41 bleiben unberührt. 2In den Fällen des
Satzes 1 Nrn. 1 bis 3 lebt das Beamten- oder
Richterverhältnis auf Lebenszeit wieder auf.

(10) 1Mit der Entlassung aus dem Beamtenverhält-
nis auf Zeit endet der Anspruch auf Besoldung aus
diesem Amt. 2Weitergehende besoldungsrechtliche
Ansprüche bestehen nicht. 3Der Beamte darf wäh-
rend seiner Amtszeit nur die Amtsbezeichnung des
ihm übertragenen Amts mit leitender Funktion
führen; Art. 89 Abs. 4 Satz 2 findet keine entspre-
chende Anwendung.

(11) Art. 21 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 findet keine
Anwendung.“

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 15. März 2005 in Kraft.

München, den 8. März 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

In Vertretung

Dr. Günther  B e c k s t e i n

Stellvertreter des Ministerpräsidenten
und

Staatsminister des Innern
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des Bayerischen Architektengesetzes

Art. 11 des Bayerischen Architektengesetzes
(BayArchG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 31. August 1994 (GVBl S. 934, BayRS 2133–1–I),
zuletzt geändert durch § 7 Abs. 2 des Gesetzes vom
25. Oktober 2004 (GVBl S. 400), wird wie folgt geän-
dert:

1. Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden nach den Worten „Europäi-
schen Wirtschaftsraum“ die Worte „(Mitglied-
oder Vertragsstaat)“ eingefügt.

b) Es werden folgende Sätze 3 bis 5 angefügt:

„3Zu prüfen sind auch Diplome, Prüfungszeug-
nisse und sonstige Befähigungsnachweise im
Bereich der Architektur, die die betreffende
Person außerhalb der Europäischen Union er-
worben hat, sofern diese Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise
bereits in einem Mitgliedstaat anerkannt wor-
den sind, sowie die in einem Mitgliedstaat
absolvierten Ausbildungsgänge und die dort
erworbene Berufserfahrung. 4Die Sätze 1 bis 3
gelten entsprechend für Drittstaaten und
Drittstaatsangehörige, soweit sich hinsichtlich
der Diplomanerkennung nach dem Recht der
Europäischen Gemeinschaften eine Gleichstel-
lung ergibt. 5Eine Entscheidung über das Vor-
liegen der Anerkennungsvoraussetzungen muss
innerhalb von drei Monaten nach Einreichung
des Antrags zusammen mit den vollständigen
Unterlagen ergehen.“

2. Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es werden folgende Sätze 2 bis 4 angefügt:

„2Die zweijährige Berufserfahrung darf nicht
verlangt werden, wenn die gemäß Satz 1 erfor-
derlichen Ausbildungsnachweise den Abschluss

einer reglementierten Ausbildung in Sinn des
Art. 1 Buchst. d a) der Richtlinie 89/48/EWG
des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine all-
gemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen (ABl EG Nr. L 19
S. 16), geändert durch Richtlinie 2001/19/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 14. Mai 2001 (ABl EG Nr. L 206, S. 1), be-
stätigen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend
für Drittstaaten und Drittstaatsangehörige,
soweit sich hinsichtlich der Diplomanerken-
nung nach dem Recht der Europäischen
Gemeinschaften eine Gleichstellung ergibt.
4Eine Entscheidung über das Vorliegen der
Anerkennungsvoraussetzungen muss innerhalb
von vier Monaten nach Einreichung des Antrags
zusammen mit den vollständigen Unterlagen
ergehen.“

§ 2

Änderung der Bayerischen Bauordnung

Art. 68 Abs. 3 der Bayerischen Bauordnung
(BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
4. August 1997 (GVBl S. 433, BayRS 2132–1–I), zuletzt
geändert durch § 1 Nr. 58 des Gesetzes vom
7. August 2003 (GVBl S. 497), wird wie folgt geän-
dert:

1. In Satz 1 werden die Worte „die an einer deutschen
Hochschule, einer deutschen öffentlichen oder
staatlich anerkannten Ingenieurschule oder an
einer dieser gleichrangigen deutschen Lehrein-
richtung das Studium erfolgreich abgeschlossen
haben“ durch die Worte „die nach dem Gesetz zum
Schutze der Berufsbezeichnung „Ingenieur und
Ingenieurin“ (Ingenieurgesetz) die Berufsbezeich-
nung Ingenieur oder Ingenieurin führen dürfen“
ersetzt.

2. Satz 2 wird aufgehoben; die Satzbezeichnung 1
entfällt.

§ 3

Änderung des Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes

Art. 7 Abs. 4 Satz 1 des Bayerischen Lehrerbil-
dungsgesetzes (BayLBG) in der Fassung der Be-
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kanntmachung vom 12. Dezember 1995 (GVBl 1996
S. 160, ber. S. 40, BayRS 2238–1–UK), zuletzt geän-
dert durch § 1 Nr. 81 des Gesetzes vom 7. August 2003
(GVBl S. 497), erhält folgende Fassung:

„1Für Personen, die in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Gemeinschaften oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum außerhalb der Bundes-
republik Deutschland ein Diplom erworben haben,
das eine Ausbildung für den Beruf des Lehrers ab-
schließt, oder die die Berechtigung erworben haben,
den Beruf des Lehrers auszuüben, sind für die Fest-
stellung der Lehramtsbefähigung die Richtlinien des
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 21. De-
zember 1988 über eine allgemeine Regelung zur
Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine min-
destens dreijährige Berufsausbildung abschließen
(89/48/EWG) und die Richtlinie des Rates der Euro-
päischen Gemeinschaften 92/51/EWG vom 18. Juni
1992 über eine zweite allgemeine Regelung zur Aner-
kennung beruflicher Befähigungsnachweise in Er-
gänzung zur Richtlinie 89/48/EWG jeweils geändert
durch die Richtlinie 2001/19/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2001 (ABl EG
Nr. L 206 S.1) sowie die nach diesem Gesetz ergehen-
den Ausführungsvorschriften maßgebend; dies gilt
entsprechend für Drittstaaten und Drittstaatsange-
hörige, soweit sich hinsichtlich der Diplomanerken-
nung nach dem Recht der Europäischen Gemein-
schaften eine Gleichstellung ergibt.“

§ 4

Änderung des Bayerischen Beamtengesetzes

In Art. 22a Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Beamten-
gesetzes (BayBG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. August 1998 (GVBl S. 702, BayRS
2030–1–1–F), zuletzt geändert durch Gesetz vom
8. März 2005 (GVBl S. 67), wird nach der letzten
Klammer eingefügt:

„jeweils geändert durch die Richtlinie 2001/19/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. Mai 2001 (ABl EG Nr. L 206 S.1),“

§ 5

Änderung des Bayerischen Ingenieurgesetzes

Art. 2a des Gesetzes zum Schutze der Berufsbe-

zeichnung „Ingenieur und Ingenieurin“ – Ingenieur-
gesetz – IngG – (BayRS 702–2–W), zuletzt geändert
durch § 53 des Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl
S. 140), wird wie folgt geändert:

1. In Abs. 1 Nr. 2 wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die zweijährige Berufserfahrung darf jedoch
nicht verlangt werden, wenn der gemäß Satz 1
Halbsatz 2 erforderliche Ausbildungsnachweis den
Abschluss einer reglementierten Ausbildung im
Sinn von Art. 1 Buchst. d a) der Richtlinie
89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der
Hochschuldiplome, die eine mindestens drei-
jährige Berufsausbildung abschließen (ABl EG
Nr. L 19 S. 16), geändert durch die Richtlinie
2001/19/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 14. Mai 2001 (ABl EG Nr. L 206 S. 1),
bestätigt.”

2. Es wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Abs. 1 bis 6 gelten entsprechend für Dritt-
staaten und Drittstaatsangehörige, soweit sich
hinsichtlich der Diplomanerkennung und der An-
erkennung von Befähigungsnachweisen nach dem
Recht der Europäischen Gemeinschaften eine
Gleichstellung ergibt.“

§ 6

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2003
in Kraft.

München, den 8. März 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

In Vertretung

Dr. Günther  B e c k s t e i n

Stellvertreter des Ministerpräsidenten
und

Staatsminister des Innern
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Art. 37 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl
S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230–1–1–UK), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 26. Juli 2004 (GVBl S. 282),
wird wie folgt geändert:

1. Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Mit Beginn des Schuljahres werden alle
Kinder schulpflichtig, die bis zum 31. Dezember
sechs Jahre alt werden oder bereits einmal von
der Aufnahme in die Grundschule zurückgestellt
wurden oder unter den Voraussetzungen des Abs. 2
Satz 6 die Einschulung nicht wahrgenommen
haben. 2Ferner wird auf Antrag der Erziehungs-
berechtigten ein Kind schulpflichtig, wenn auf
Grund der körperlichen, sozialen und geistigen
Entwicklung zu erwarten ist, dass das Kind mit
Erfolg am Unterricht teilnehmen wird; ein schul-
psychologisches Gutachten ist erforderlich.“

2. Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „30. Juni“ durch die
Worte „31. Dezember“ ersetzt.

b) Es wird folgender Satz 6 angefügt:

„6Im Fall des Abs. 1 Satz 1 haben die Erzie-
hungsberechtigten bei einem Kind, das nach
dem 30. September sechs Jahre alt wird, die
Möglichkeit, auf Antrag erst den nächsten
Einschulungstermin wahrzunehmen.“

3. Es wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) 1Abweichend von Abs. 1 und 2 gelten statt
des Stichtags 31. Dezember für die Einschulung

zum Schuljahr 2005/06 der 31. Juli,

zum Schuljahr 2006/07 der 31. August,

zum Schuljahr 2007/08 der 30. September,

zum Schuljahr 2008/09 der 31. Oktober,

zum Schuljahr 2009/10 der 30. November.

2Für Kinder, die bis zum 31. Dezember sechs
Jahre alt werden, ist ein schulpsychologisches
Gutachten abweichend von Abs. 1 Satz 2 nicht
erforderlich.“

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am 15. März 2005 in Kraft.

(2) § 1 Nr. 3 (Art. 37 Abs. 4) tritt am 1. August 2010
außer Kraft.

München, den 8. März 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

In Vertretung

Dr. Günther  B e c k s t e i n

Stellvertreter des Ministerpräsidenten
und

Staatsminister des Innern
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen
Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden (Finanz-
ausgleichsgesetz – FAG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Juli 2004 (GVBl S. 334, BayRS 605–
1–F), geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
25. Oktober 2004 (GVBl S. 398), wird wie folgt geändert:

1. Art. 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Zahl „11,54“ durch die Zahl
„11,60“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „§ 1 Abs. 1 des
Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen
Bund und Ländern in der jeweils gültigen Fas-
sung“ durch die Worte „§ 1 des Gesetzes über den
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern in
der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

2. Art. 1a wird aufgehoben.

3. In Art. 1b Satz 2 werden die Worte „§ 2 Abs. 1
Gemeindefinanzreformgesetz in der jeweils gülti-
gen Fassung“ durch die Worte „§ 2 des Gemeinde-
finanzreformgesetzes in der jeweils geltenden
Fassung“ ersetzt.

4. In Art. 4 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „ohne Be-
rücksichtigung der Erhöhung des Vervielfältigers
nach § 6 Abs. 3 und 5 des Gemeindefinanzreform-
gesetzes“ gestrichen und das Wort „gültigen“
durch das Wort „geltenden“ ersetzt.

5. In Art. 10b Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „regel-
mäßig 10 bis 20“ durch die Zahl „10“ ersetzt.

6. Art. 13b wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird der Betrag „420 €“
durch den Betrag „450 €“, in Nr. 2 der Betrag 
„1 850 €“ durch den Betrag „1 990 €“, in Nr. 3
der Betrag „2 480 €“ durch den Betrag „2 670 €“
und in Nr. 4 der Betrag „3 500 €“ durch den
Betrag „3 760 €“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird der Betrag „760 €” durch
den Betrag „820 €” ersetzt.

7. In Art. 13c Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „6,0“ durch
die Zahl „7,65“ ersetzt.

8. Art. 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der einleitende Satz erhält folgende Fassung:

„Die Zuweisungsmasse wird nach folgendem
Schlüssel verteilt:“

b) In Nr. 1 wird die Zahl „90“ durch die Zahl „65“
ersetzt.

c) Nr. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „ein fiktiver
Einwohneranteil“ durch die Worte „eine
fiktive Einwohnerzahl“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Dieser“ durch das
Wort „Diese“ ersetzt.

d) Nr. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Der fiktive
Einwohneranteil“ durch die Worte „Die fik-
tive Einwohnerzahl“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Worte „und als Kosten-
träger nach der Verordnung zur Durch-
führung des Asylbewerberleistungsgesetzes“
gestrichen.

e) In Nr. 5 Satz 4 wird die Zahl „30“ durch die
Zahl „70“ ersetzt.

f) In Nr. 6 Satz 2 wird die Zahl „70“ durch die
Zahl „30“ ersetzt.

9. Art. 23 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 10 werden die Worte „und die
Erstattungsbeträge nach Art. 1a Abs. 5 Satz 3“
und die Worte „die Solidarumlage nach Art. 1a
sowie“ gestrichen.

b) In Nr. 11 werden die Worte „der Solidarumlage
nach Art. 1a,“ gestrichen und das Komma nach
dem Wort „sind“ durch einen Punkt ersetzt.

c) Nr. 12 wird aufgehoben.

§ 2

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes
über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden
und Gemeindeverbänden (FAGDV 2002) vom 19. Juli
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2002 (GVBl S. 418, BayRS 605–10–F), geändert durch
§ 2 des Gesetzes vom 24. März 2004 (GVBl S. 100, ber.
S. 129), wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird aufgehoben.

2. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und es
werden die Worte „nach dem Stand vom
31. Dezember 2002“ und die Worte „nach
dem Stand vom 31. Dezember 2001“ jeweils
durch die Worte „nach dem Stand vom 31. De-
zember des vorvorhergehenden Jahres“
ersetzt. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Soweit die maßgeblichen statistischen
Berichte nach dem Stand vom 31. Dezember
des vorvorhergehenden Jahres nicht verfüg-
bar sind, ist der zuletzt erstellte statistische
Bericht maßgeblich.“ 

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „des Jahres
2002“ durch die Worte „des vorvorhergehenden
Jahres“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „das Jahr 2002“
durch die Worte „das vorvorhergehende
Jahr“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Worte „bei der Berech-
nung des Ausgleichs für das nächste Haus-
haltsjahr“ durch die Worte „bei der nächs-
ten Berechnung des Ausgleichs“ ersetzt.

§ 3

§ 10 der Verordnung zur Durchführung des Baye-
rischen Krankenhausgesetzes und des Art. 10b des
Finanzausgleichsgesetzes (DVBayKrG/FAG 1993)
vom 27. Dezember 1993 (GVBl S. 1101, BayRS
2126–8–1–A), zuletzt geändert durch § 9 des Gesetzes
vom 24. Dezember 2002 (GVBl S. 975), wird wie folgt
geändert:

1. Abs. 2 wird aufgehoben.

2. Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2.

§ 4

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf §§ 2 und 3 beruhenden Teile der dort geän-
derten Rechtsverordnungen können auf Grund der je-
weils einschlägigen Ermächtigung durch Rechtsver-
ordnung geändert werden.

§ 5

(1) 1Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2005 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten jedoch
in Kraft:

1. § 1 Nrn. 2 und 9 sowie § 2 Nr. 1 am 1. Januar 2008.

2. § 1 Nr. 4 am 1. Januar 2010.

(2) In den Jahren 2005 bis 2007 gilt Art. 1a FAG
mit folgender Maßgabe:

1. In Art. 1a Abs. 4 Nr. 1 treten nach Übernahme der
Verbindlichkeiten des Fonds „Deutsche Einheit“
durch den Bund ab dem 1. Januar 2005 an die
Stelle der „Leistungen des Staates nach § 1 Abs. 2
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen
Bund und Ländern in der jeweils gültigen Fas-
sung“ die „Leistungen des Staates nach Art. 5 des
Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs und zur Abwicklung des Fonds „Deutsche
Einheit“ (Solidarpaktfortführungsgesetz – SFG)
vom 20. Dezember 2001 (BGBl I S. 3955), geändert
durch Gesetz vom 21. Juni 2002 (BGBl I S. 2166),
zum Kompensationsbetrag bei der Umsatzsteuer
zu Gunsten des Bundes in Höhe von bundesweit
1 322 712 000 € (§ 1 Satz 3 des Gesetzes über den
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern in
der jeweils geltenden Fassung)“.

2. In Art. 1a Abs. 4 Nr. 2 treten an die Stelle der
„Leistungen des Staates nach Art. 33 des Gesetzes
zur Umsetzung des föderalen Konsolidierungspro-
gramms (FKPG) vom 23. Juni 1993 (BGBl I S. 944,
977) auf Grund der Einbeziehung der Länder
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in die
finanzkraftabhängige Verteilung des Landesan-
teils an der Umsatzsteuer und dem Finanzaus-
gleich unter den Ländern und auf Grund der
Ausgleichsleistungen zur Abmilderung überpro-
portionaler Belastungen finanzschwacher Länder
(§ 2, §§ 4ff., § 1 Abs. 3 des Gesetzes über den
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern in
der jeweils gültigen Fassung) ab 1. Januar 1995“
die „Leistungen des Staates nach Art. 5 des
Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs und zur Abwicklung des Fonds „Deutsche
Einheit“ (Solidarpaktfortführungsgesetz – SFG)
vom 20. Dezember 2001 (BGBl I S. 3955), geändert
durch Gesetz vom 21. Juni 2002 (BGBl I S. 2166),
auf Grund der Einbeziehung der Länder Berlin,
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in die finanz-
kraftabhängige Verteilung des Landesanteils an
der Umsatzsteuer und dem Finanzausgleich unter
den Ländern (§ 2, §§ 4ff. des Gesetzes über den
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern in
der jeweils geltenden Fassung)“.

3. 1Von der nach Anrechnung der Mehrbelastung bei
der Gewerbesteuerumlage nach Art. 1a Abs. 3 Nr. 1
und des Minderbetrags bei der Schlüsselzu-
weisung nach Art. 1a Abs. 3 Nr. 2 verbleibenden
Solidarumlage (Solidarumlage netto) einer Ge-
meinde übernimmt der Staat im Jahr 2006 20 v. H.
und im Jahr 2007 50 v. H. 2Soweit bei einer Ge-
meinde die Mehrbelastung bei der Gewerbe-
steuerumlage nach Art. 1a Abs. 3 Nr. 1 und der
Minderbetrag bei der Schlüsselzuweisung nach
Art. 1a Abs. 3 Nr. 2 die Solidarumlage übersteigen,
entfällt der Abzug nach Satz 1. 

(3) In den Jahren 2005 und 2006 gelten Art. 3 Abs. 1
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Nr. 4 und Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 FAG mit folgender
Maßgabe:

1Zu den tatsächlichen reinen Sozialhilfeausgaben im
Sinn des Sozialhilfeansatzes zählen auch die reinen
Ausgaben für die Grundsicherung nach der Statistik
gemäß § 8 des Gesetzes über eine bedarfsorientierte
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
in der jeweils geltenden Fassung für das vorvorherge-
hende Jahr, abzüglich der im vorvorhergehenden Jahr
erhaltenen Erstattungsleistungen, gekürzt um Rück-
zahlungen in diesem Zeitraum, gemäß Art. 3 Abs. 2
des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes über eine
bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung in der jeweils geltenden Fassung.
2Abweichend von Satz 1 sind bis zur Festsetzung der
Schlüsselzuweisungen für das Jahr 2005 die Erstat-
tungsleistungen für das Jahr 2003 unabhängig vom
Zeitpunkt des Zuflusses oder der Rückzahlung bei
der Berechnung des Sozialhilfeansatzes 2005 zu be-
rücksichtigen.

(4) In den Jahren 2005 und 2006 gilt Art. 10b Abs. 1
FAG in folgender Fassung:

„(1) 1Die Gemeinden und Gemeindeverbände leis-
ten zu den Kosten des Bayerischen Krankenhaus-
gesetzes (BayKrG) einen Beitrag (Kommunalanteil).
2Den Kommunalanteil erbringen die Gemeinden und
Gemeindeverbände in den Jahren 2005 und 2006 ein-
mal durch eine Vorausleistung in Höhe von 25 000 000 €.
3Außerdem haben die Gemeinden und Gemeinde-
verbände die Kosten des Bayerischen Krankenhaus-
gesetzes (BayKrG), soweit sie nicht bereits durch ihre
Vorausleistung gedeckt werden, insgesamt zur Hälfte
zu tragen.“

(5) Abweichend von Art. 10b Abs. 2 Satz 1 FAG gilt
für bereits begonnene Maßnahmen, für die im
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes eine
örtliche Beteiligung unter 10 v. H. festgesetzt war
oder mit der ersten Bewilligung festzusetzen wäre,
Art. 10b Abs. 2 Satz 1 FAG i.V.m. § 10 Abs. 2 Satz 2
DVBayKrG/FAG 1993 in der bisherigen Fassung für
die gesamte Maßnahme weiter.

(6) Abweichend von Art. 12 Abs. 1 Satz 3 FAG
beträgt der Mindestbetrag in den Jahren 2005 und
2006 11 800 €.

(7) Abweichend von Art. 13 FAG können in den
Jahren 2005 und 2006 aus dem ungekürzten Aufkom-
men an Kraftfahrzeugsteuer, das jeweils im Zeitraum
vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis
zum 30. September des vorhergehenden Jahres ange-
fallen ist, jeweils 192 100 000 € zur Verstärkung des
Ausgleichs an die Bezirke nach Art. 15 FAG verwen-
det werden.

(8) 1Dem Kommunalanteil des nach Art. 13 Abs. 2
FAG bestimmten Aufkommens an der Kraftfahrzeug-
steuer können in den Jahren 2005 und 2006 jeweils
bis zu 17 900 000 € für den Bau von in gemeindlicher
Sonderbaulast stehenden Ortsumfahrungen im Zuge
von Staatsstraßen entnommen werden. 2Die Förder-
bestimmungen für den kommunalen Straßenbau gel-
ten entsprechend.

(9) Abweichend von Art. 13 Abs. 2 FAG errechnet
sich die Finanzmasse für die Aufteilung der Leistun-
gen nach Art. 13a bis 13e FAG für die Jahre 2005 und
2006 aus dem um 448 517 394,35 € gekürzten Aufkom-

men an Kraftfahrzeugsteuer, das jeweils im Zeitraum
vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis zum
30. September des vorhergehenden Jahres angefallen ist.

(10) Abweichend von Art. 13a FAG ist für die Jahre
2005 und 2006 zur Errechnung des Gemeindeanteils
das jeweils im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvor-
hergehenden Jahres bis zum 30. September des vor-
hergehenden Jahres angefallene örtliche Aufkommen
der Gemeinden an Kraftfahrzeugsteuer für das Jahr
2005 um 34,97 v. H. und für das Jahr 2006 um 34,16 v. H.
zu kürzen.

(11) In den Jahren 2005 und 2006 gilt Art. 15 FAG
in der ab 1. Januar 2005 geltenden Fassung mit fol-
genden Maßgaben:

1. An die Stelle des Ausgleichssatzes nach Art. 15
Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 von 65 v. H. tritt im Jahr 2005
ein Ausgleichssatz von 80 v. H. und im Jahr 2006
von 70 v. H. 

2. 1Bei der Berechnung der Ausgabenkomponente
nach Art. 15 Abs. 2 Nr. 4 Satz 3 sind die Nettoaus-
gaben, die einem Bezirk als Träger der Grund-
sicherung nach Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Aus-
führung des Gesetzes über eine bedarfsorientierte
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung in der jeweils geltenden Fassung im vor-
vorhergehenden Jahr erwachsen sind abzüglich
der im vorvorhergehenden Jahr erhaltenen Erstat-
tungsleistungen, gekürzt um Rückzahlungen in
diesem Zeitraum, gemäß Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes
zur Ausführung des Gesetzes über eine bedarfs-
orientierte Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung in der jeweils geltenden
Fassung zu berücksichtigen. 2Zu berücksichtigen
sind auch die Belastungen, die den Bezirken bis
zum 30. Juni 2002 als Kostenträger nach der
Verordnung zur Durchführung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes erwachsen sind, soweit sie auf
Nachmeldungen oder Berichtigungsmeldungen
beruhen.

3. Die Bevölkerungskomponente nach Art. 15 Abs. 2
Nr. 5 Satz 4 wird im Jahr 2005 mit 50 v. H. und im
Jahr 2006 mit 60 v. H. angesetzt. 

4. Die Ausgabenkomponente nach Art. 15 Abs. 2 Nr. 6
Satz 2 wird im Jahr 2005 mit 50 v. H. und im Jahr
2006 mit 40 v. H. angesetzt.

(12) Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, das Finanzausgleichsgesetz neu bekannt
zu machen und Unstimmigkeiten des Wortlauts zu
beseitigen.

München, den 8. März 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

In Vertretung

Dr. Günther  B e c k s t e i n

Stellvertreter des Ministerpräsidenten
und

Staatsminister des Innern

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/200574



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/2005 75

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Bayerische Gesetz über die Zuständigkeit zum
Vollzug von Vorschriften auf dem Gebiet des
Arbeitsschutzes, der Anlagen- und Produktsicherheit
und des Chemikalienrechts (Bayerisches Arbeits-
schutz-Zuständigkeitsgesetz – BayArbZustG) vom
24. Juli 1998 (GVBl S. 423, BayRS 805–1–UG), zuletzt
geändert durch Art. 36 Nr. 9 des Gesetzes vom 24. Juli
2003 (GVBl S. 452), wird wie folgt geändert: 

1. Dem Art. 1 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) 1Das Staatsministerium für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz wird ermächtigt, die
Aufgabe der Erteilung von Fahrer-, Werkstatt-
oder Unternehmenskarten nach § 4a Satz 1
Fahrpersonalgesetz durch öffentlich-rechtlichen
Vertrag auf eine juristische Person des Privat-
rechts, die die Gewähr für eine unabhängige,
sachkundige und zuverlässige Erfüllung der
Aufgabe bietet, zu übertragen (Beleihung). 2Die
Beleihung ist zu befristen. 3Die beliehene juris-
tische Person erhebt Verwaltungskosten nach
Maßgabe des Kostengesetzes und unterliegt der
Aufsicht des Staatsministeriums für Umwelt,

Gesundheit und Verbraucherschutz. 4Im Staats-
anzeiger sind die beliehene Person, die ihr über-
tragene Aufgabe, ihr Zuständigkeitsbereich, die
Befristung sowie das Ende der Beleihung bekannt
zu machen.“

2. In Art. 1a Satz 2 werden die Worte „Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz“ durch die
Worte „Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz“ ersetzt.

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 16. März 2005 in Kraft.

München, den 8. März 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

In Vertretung

Dr. Günther  B e c k s t e i n

Stellvertreter des Ministerpräsidenten
und

Staatsminister des Innern

805–1–UG

Gesetz
zur Änderung des

Bayerischen Arbeitsschutz-Zuständigkeitsgesetzes

Vom 8. März 2005



Auf Grund von Art. 88b und 99 des Bayerischen 
Beamtengesetzes (BayBG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. August 1998 (GVBl S. 702,
BayRS 2030–1–1–F), zuletzt geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 7. Dezember 2004 (GVBl S. 489) sowie
Art. 53 des Gesetzes über kommunale Wahlbeamte 
– KWBG – (BayRS 2022–1–I), zuletzt geändert durch 
§ 7 des Gesetzes vom 26. Juli 2004 (GVBl S. 272), erlässt
die Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1

Jubiläumszuwendung

(1) 1Die Beamten des Staates, der Gemeinden und
der sonstigen unter der Aufsicht des Staates stehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts erhalten bei Vollendung einer
Dienstzeit von 25, 40 und 50 Jahren eine Jubiläums-
zuwendung und eine Dankurkunde. 2Zusätzlich kann
eine Dienstbefreiung im Umfang von zwei Arbeits-
tagen unter Fortgewährung der Leistungen des Dienst-
herrn gewährt werden. 3Die Gemeinden, Landkreise,
Bezirke und die sonstigen unter der Aufsicht des
Staates stehenden Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts können von der
Aushändigung einer Dankurkunde absehen.

(2) Für Richter gelten die Vorschriften dieser Ver-
ordnung entsprechend.

§ 2

Höhe der Jubiläumszuwendung

Die Jubiläumszuwendung beträgt

1. bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 300,- Euro,

2. bei einer Dienstzeit von 40 Jahren 400,- Euro,

3. bei einer Dienstzeit von 50 Jahren 500,- Euro.

§ 3

Jubiläumsdienstzeit

(1) 1Die Jubiläumsdienstzeit beginnt mit dem Tag
des erstmaligen Eintritts in ein Ausbildungs- oder
hauptberufliches Beschäftigungsverhältnis bei einem
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Sinn des § 29
Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes. 2Nicht als
hauptberufliches Beschäftigungsverhältnis im Sinn
von Satz 1 gelten

1. Zeiten eines Wehrdienstes mit einer Gesamtdauer
von bis zu zwei Jahren,

2. Zeiten eines dem nicht berufsmäßigen Wehrdienst
gleichstehenden Grenzschutz- oder Zivildienstes
sowie einer Tätigkeit als Entwicklungshelfer,
soweit diese von Wehr- oder Zivildienst befreit,

3. Zeiten der Ableistung eines freiwilligen ökologi-
schen oder sozialen Jahres im öffentlichen Dienst
und

4. die Zeiten nach § 30 Bundesbesoldungsgesetz.

(2) Zeiten nach Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2, die vor
dem erstmaligen Eintritt in ein Beschäftigungs-
verhältnis nach Abs. 1 Satz 1 zurückgelegt wurden,
sowie Zeiten als Ehrenbeamter gelten als
Jubiläumsdienstzeit.

§ 4

Fortfall und Zurückstellung 

(1) 1Die Jubiläumszuwendung entfällt bei
Beamten, 

1. die aus dem selben Anlass bereits eine Geldzuwen-
dung aus öffentlichen Mitteln erhalten haben,

2. die von einem anderen Dienstherrn abgeordnet
sind, wenn ihnen vom abordnenden Dienstherrn
aus dem selben Anlass eine Geldzuwendung
gewährt worden ist oder gewährt werden kann,

3. gegen die innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem
Jubiläumstag eine schwerere Disziplinarmaßnahme
als eine Geldbuße verhängt worden ist oder vor-
aussichtlich verhängt worden wäre, wenn nicht die
Voraussetzungen des Art. 4 der Bayerischen Diszi-
plinarordnung vorgelegen hätten.

2Beamten, denen nach Satz 1 Nrn. 1 und 2 keine
Jubiläumszuwendung zusteht, kann eine Dankur-
kunde ausgehändigt und Dienstbefreiung gewährt
werden. 3In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 entfallen die
Aushändigung einer Dankurkunde und die Gewäh-
rung einer Dienstbefreiung.

(2) Die Entscheidung über die Gewährung einer
Jubiläumszuwendung und einer Dankurkunde sowie
einer Dienstbefreiung ist bei Beamten, gegen die am
Jubiläumstag straf- oder disziplinarrechtliche Ermitt-
lungen geführt werden oder gegen die Anklage im
strafrechtlichen Verfahren erhoben wurde, bis zu
einem rechtskräftigen Abschluss zurückzustellen.
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§ 5

Zuständigkeit

(1) 1Für die Gewährung der Jubiläumszuwendung
und für die Aushändigung der Dankurkunde ist die
oberste Dienstbehörde zuständig. 2Sie kann die
Ausübung ihrer Befugnis sowie die Entscheidung
über die Versagung der Zuwendung auf andere
Behörden übertragen. 3Art. 143 BayBG findet sinn-
gemäße Anwendung. 4Für die Bewilligung der
Dienstbefreiung nach § 1 Abs. 1 Satz 2 ist die oder
der unmittelbare Dienstvorgesetzte zuständig.

(2) Die Festsetzung der für die Gewährung der
Jubiläumszuwendung maßgebenden Dienstzeit
(Jubiläumsdienstalter) wird von der für die Fest-
setzung des Besoldungsdienstalters oder des Besol-
dungslebensalters zuständigen Stelle durchgeführt.

(3) Die zu einem anderen Dienstherrn abgeord-
neten Beamten erhalten die Jubiläumszuwendung
vom abordnenden Dienstherrn.

§ 6

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten,
Übergangsbestimmung

(1) 1Diese Verordnung tritt am 1. April 2005 in
Kraft. 2Mit Ablauf des 31. März 2005 tritt die
Verordnung über die Gewährung von Jubiläumszu-
wendungen an Beamte und Richter vom 21. De-
zember 1999 (GVBl S. 568, BayRS 2030–2–24–F)
außer Kraft.

(2) 1Für die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
dieser Verordnung vorhandenen Beamten und
Richter bleibt das nach den bis zu diesem Zeitpunkt
geltenden Vorschriften der Jubiläumszuwendungs-
verordnung festgesetzte Jubiläumsdienstalter unver-
ändert. 2Für die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
dieser Verordnung beurlaubten Beamten ist das
Jubiläumsdienstalter nach Ablauf der Beurlaubung
unter Berücksichtigung der Zeiten der Beurlaubung
als Jubiläumsdienstzeit ab dem Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieser Verordnung neu festzusetzen.
3Soweit ein Dienstjubiläum auf Grund der geän-
derten Bestimmungen in diesen Fällen während der
Beurlaubung erreicht wurde, erhalten die Beamten
die Zuwendung und die Dankurkunde bei Wieder-
aufnahme des Dienstes oder zum Zeitpunkt der
Beendigung des Beamtenverhältnisses.

München, den 1. März 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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